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In oben bezeichneter Sache nehme ich zum Schriftsatz der Beklagten vom 13.11.2023 Stellung:

I. Keine Verfristung

Die klageweise geltend gemachten Ansprüche sind nicht verjährt. Die Klage wurde

fristgerecht erhoben am 26.05.2023. Die Zustellung erfolgte auch „demnächst“ i.S.d. §

167 ZPO. Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 10.12.2019 – II ZR 281/18 die

insoweit geltenden Grundsätze noch einmal klargestellt:

Grundsätzlich sind an die Zustellung “demnächst” keinen allzu strengen Maßstab

anzulegen, BGH Urteil vom 01.10.2019 – II ZR 169/18.: Danach obliegt der klagenden

Partei bei einer Verzögerung von zweieinhalb Monaten noch nicht einmal eine

Erkundigungspflicht vor.
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Der Gerichtsinterne Verfahrensgang ist nicht zu beanstanden. Fehler des Gerichts sind

nicht ersichtlich. Die Behauptung der Beklagten, dass das Landgericht Frankfurt hier

intern gravierende Fehler gemacht habe, wird bestritten.

Weiterhin hat die Klägerin hier den Gerichtskostenvorschuss unverzüglich eingezahlt.

Lediglich aufgrund dessen, dass die Klage an der im Handelsregister hinterlegten Adresse

nicht zustellbar war, konnte die Klage nicht noch schneller zugestellt werden. Dieses

Risiko liegt jedoch in der Sphäre der Beklagten: Die im Handelsregister eingetragene

Geschäftsanschrift hat eine besondere Bedeutung, da dort Zustellungen erfolgen können

und müssen. Sie begründet eine unwiderlegbare Vermutung dafür, dass Erklärungen der

Gesellschaft unter eben dieser Anschrift auch tatsächlich zugehen können. Dass die

Beklagte hier eine Zustellung vereitelt hat, darf nicht zu Lasten der Klägerin gehen.

Tatsächlich ist die Beklagte bis heute unter der im Handelsregister angegebenen Adresse

aktiv, obwohl sie dort nach unseren jüngsten Informationen gar kein Büro mehr hat. Die

Beklagte hatte einen “Geschäftssitz” im wework, einem Anbieter für shared office Plätze,

gemietet. Wir haben nun erfahren, dass wohl seit 2021 der Vertrag gar nicht mehr besteht.

Diese Information erhielten wir von der wework Mitarbeiterin “Florencia” vor Ort.

Beweis: Zeugin “Florencia”, zu laden über wework, Taunusanlage 8, 60329 Frankfurt

am Main

Zeugin Sabrina Haelne, Taunusanlage 8 Tenant GmbH, Taunusanlage 8,

60329 Frankfurt am

Die Beklagte hat die Zustellung daher mutwillig vereitelt. Weiterhin hat sie sich die

falschen Angaben im Handelsregister zurechnen zu lassen. Dies kann nicht zu Lasten der

Klägerin gehen.

Weiterhin ging das Protokoll der Gesellschafterversammlung vom 26.04.2023 den

Gesellschaftern erst am 26.05.2023 zu.
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Das Anschreiben zum Protokoll datiert auf den 23.05.2023. Versendet wurde laut

Einschreiben am 24.05.2023. Empfangen hat es der Kläger am 26.05.2023. Somit wurde

die Klage unverzüglich, also taggleich erhoben, am Zugangstag des Protokolls.

Eine Verzögerung oder gar nicht Einhaltung einer Frist ist offensichtlich nicht erkennbar.

Hilfsweise wird ausgeführt:

Die Zustellung des Protokolls selbst ist unwirksam: Es ist noch nicht mal erkennbar, wer

der Absender ist. Es ist keine Person mit Name als Absender erkennbar:

Beweis: Anlage KR2 - Begleitschreiben datierend auf 23.05.2023
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Der gesamte Gesellschafterbeschluss ist bisher nicht verkündet worden:

Gem. § 16 Abs. 3 der Satzung hat die Niederschrift über die Versammlung der

Gesellschafter eventuelle Vollmachten zu enthalten. Eine Beifügung der Vollmachten zu

der Niederschrift ist erforderlich. Es waren der Niederschrift keinerlei Vollmachten

beigefügt.

Weiterhin ist eine Vollmacht zur Niederschrift selbst nicht beigefügt für den Unterzeichner

Dr. Zimmermann. Auch ist Hr. Zimmermann nicht berechtigt, die Gesellschaft zu vertreten

oder gar im Namen der Gesellschaft ein Protokoll über Gesellschafterversammlungen zu

versenden.

Eine Vollmacht zur Niederschrift ist weder beigefügt, noch wurde sie mit einer nötigen

75% Mehrheit der Stimmen überhaupt legitimiert, vgl. § 11 Nr. der Satzung Abs.5 h):

Beweis: Satzung - Anlage KR3

Die Gleichbehandlung aller Gesellschafter ist verpflichtend. Einige Gesellschafter waren

bei der Gesellschafterversammlung nicht anwesend und haben sich auch nicht vertreten

lassen. Ein Widerspruch gegen Beschlüsse muss auch diesen Gesellschaftern möglich

sein. Das wurde ihnen durch die Umstände verwehrt, da kein legitimiertes Protokoll

vorliegt.
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II. Nichtigkeitsgründe

Die Beklagte behauptet pauschal, dass keine Nichtigkeitsgründe vorgetragen seien. Dies

leitet sie daraus ab, dass die vorgetragenen Nichtigkeitsgründe nicht einlassungsfähig

seien. Tatsächlich sind die vorgetragenen Nichtigkeitsgründe gravierend und

offensichtlich. Vermutlich bleibt der Beklagten daher nur die Flucht in die vorgespielte

Unwissenheit.

a) Ladung Gesellschafter Schulze

Der Gesellschafter Schulze wurde nicht geladen. Es fehlt an einer Zustellung der Ladung.

Der Gesellschafter Schulze war gleichwohl anwesend, ihm fehlten jedoch sämtliche

Informationsgrundlagen für die Tagesordnungspunkte. Dies wurde gerügt.

Beweis: Parteivernehmung des Klägers

Zeugnis des Herrn Christian Schulze

b) Verwandtschaftsverhältnis Michael und Andreas Dezelski

Der Gesellschafter Michael Dezelski war von der Stimmabgabe auszuschließen.

Herr Mirco Lehr stellte fest, dass die Geschäftsführung der Beklagten und der

Geschäftsführer und Alleingesellschafter der neuen Gesellschaft Hazel & Nutz

GmbH identisch sind. Herr Mirco Lehr stellte den Antrag, den Gesellschafter Michael

Dezelski wegen in der Verwandtschaft zu Andreas Dezelski von der Abstimmung

auszuschließen, zumal es in der Abstimmung darum ging die Kunden der Beklagten auf

die neue Gesellschaft seines Sohnes, auf die Hazel & Nutz

GmbH, zu übertragen . Herr Mirco Lehr erhob die Rüge der Stimmabgabe wegen

verwandtschaftlicher Nähe und der fehlenden Gesellschafterstellung in dieser Höhe des

Herrn Michael Dezelski.
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Hintergrund ist, dass die betroffenen Tagesordnungspunkte (vgl. Klageschrift) wesentliche

Fehlverhalten des Geschäftsführers Andreas Dezelski betrafen. In einer Nacht- und

Nebelaktion hat der ehemalige Gesellschafter Andreas Dezelski seine Gesellschaftsanteile

auf seinen Vater übertragen. Die Übertragung der Gesellschaftsanteile verstößt jedoch

gegen § 5.10. der Satzung, wonach die übrigen Gesellschafter dem zustimmen müssten.

Dies ist jedoch nie erfolgt. Die Übertragung ist damit nichtig. Dies wurde gerügt.

Aufgrund seiner Verwandtschaft zu Andreas Dezelski ist der Gesellschafter Michael

Dezelski - sofern er denn tatsächlich die Stimmrechte des Andreas Dezelski ausüben

durfte - selbstverständlich befangen und hätte nicht abstimmen dürfen.

Generell ist ein Gesellschafter bezüglich seiner Abstimmung ungebunden. Nur in

Ausnahmefällen erfordert es die Treuepflicht, dass er gegenüber seiner GmbH und den

anderen Gesellschaftern in eine gewisse Richtung abstimmt. Allgemein geht es darum,

dass immer, wenn eine Interessenkollision bei der Findung von Entscheidungen besteht,

ein Stimmverbot konstruiert wird.

Aufgrund seiner Verwandtschaft zu Andreas Dezelski ist der Gesellschafter Michael

Dezelski selbstverständlich in einer Interessenkollision und hätte nicht abstimmen dürfen.

Dies wurde gerügt.

Weiterhin widerspricht auch das Abstimmungsverhalten selbst den Treuepflichten

des Gesellschafters Michael Dezelski:

Das Stimmverhalten vom Vater des Geschäftsführers ist in keinster Weise zu

rechtfertigen. Denn laut seinem Abstimmverhalten möchte er:

1. einen Nachschuss der Gesellschafter einfordern - ohne jegliche Darstellung wofür das

überhaupt sein soll.
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2. Die Kunden der Gesellschaft an die neue Firma seines Sohnes übertragen - ohne eine

berechtigte Ausgleichszahlung an die Gesellschafter zu zahlen.

3. Die Gesellschaft liquidieren - ohne jeglichen Ansatz, wie die Gesellschafterdarlehen der

weiteren Gesellschafter in Höhe von 75 TEUR noch zurückgezahlt werden sollen, zumal

alle Kunden und somit alle Umsätze an die Firma seines Sohnes übertragen werden

sollen.

Das kann nicht sein. Das verstößt allein denklogisch gegen jegliche Gesellschafter

Treuepflichten.

c) Anfechtung wegen nicht beantworteter Fragen seitens der Gesellschafter,

insbesondere des Klägers

Der Kläger (unter anderem) hat mit Mail vom 17.04.2023 der Geschäftsführung eine Reihe

von Fragen gestellt. Diese waren für die Gesellschafterversammlung und

Entscheidungsfindung relevant. Die Fragen wurden vollumfänglich nicht beantwortet.

d) Fragen wurden in der Gesellschafterversammlung wiederholt

Die Fragen wurden in der Gesellschafterversammlung wiederholt. Diese wurden

tatsächlich auch zu jedem TOP wiederholt und sowohl an den Versammlungsleiter, den

Gesellschafter Michael Dezelski und auch an die Geschäftsführung sowie die Gesellschaft

gerichtet.

→ Die Geschäftsführung hat die Fragen nicht nach der Mail vom 17.04.2023 beantwortet.

→ Die Geschäftsführung hat die Fragen nicht in der Gesellschafterversammlung

beantwortet.

7



→ Die Geschäftsführung hat die Beantwortung der Fragen nicht für die

Gesellschafterversammlung vorbereitet.

→ Die Gesellschaft hat die Fragen nicht beantwortet.

→ Der Gesellschafter Michael Dezelski bzw. sein Vertreter haben die Fragen ebenfalls

nicht beantwortet.

→ Der Versammlungsleiter hat die Fragen ebenfalls nicht beantwortet.

Der Kläger hat demnach alles erforderliche und mehr getan, um eine Antwort auf seine

Fragen zu erhalten. Er hat die Fragen zielgerichtet an jeden der infrage kommenden

einzeln gerichtet. Er hat die Frage ebenfalls an die Geschäftsführung gerichtet. Er bekam

keine Antwort.

Und ja, der Kläger hat tatsächlich zu jedem Tagesordnungspunkt jede dieser Fragen

gestellt und wiederholt und auch an jeden in Frage kommenden gerichtet. Die Fragen

wurden nicht beantwortet. Weder im Vorfeld der Gesellschafterversammlung noch

innerhalb der Gesellschafterversammlung.

Ohne die Beantwortung der Fragen war es nicht möglich, das Stimmrecht hinreichend

informiert auszuüben.
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e) Der Kläger hat nicht aufgegeben

Nachdem der Kläger von der Geschäftsführung weder im Vorfeld der Versammlung noch

in der Versammlung eine Antwort erhielt, machte er von seinem ganz elementaren Recht

gem. § 21 I der Satzung Gebrauch um die notwendigen Informationen zu erlangen, die die

Geschäftsführung und der Michael Dezelski und der Versammlungsleiter offensichtlich

böswillig verschweigen.

Der Versammlungsleiter selbst hat nach mehrfachen Hinweis auf die Rechte gem. § 21 I

der Satzung sogar vorsätzlich eine Betriebsbesichtigung verhindert. Bisher hat die

Geschäftsführung lediglich “passiv” eine Information der Gesellschafter verhindert. Nun

wurde erstmal ganz aktiv verhindert, dass die Gesellschafter von ihrem Satzungsmäßigen

Recht Gebrauch machen.

Mittlerweile ist auch klar, wieso der Versammlungsleiter aus dem Lager der Dezelskis es

unbedingt verhindern wollte, dass eine Betriebsbesichtigung nebst Einsicht stattfinden

konnte:

aa) Wir haben mittlerweile erfahren, dass wohl seit 2021 der Vertrag über die

Geschäftsräume gar nicht mehr besteht. Diese Information erhielten wir von der wework

Mitarbeiterin “Florencia” vor Ort.

Beweis: Zeugin “Florencia”, zu laden über wework, Taunusanlage 8, 60329 Frankfurt

am Main

Zeugin Sabrina Haelne, Taunusanlage 8 Tenant GmbH, Taunusanlage 8, 60329 Frankfurt

am

Die Beklagte hat damit die Gesellschafter bewusst und gewollt darüber getäuscht, dass

die Gesellschaft ihren Sitz in der Taunusanlage 8 hat.
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Es wurden proaktiv die Bücher und Unterlagen der Gesellschaft fortgeschafft, um zu

verhindern, dass die Gesellschafter sich informieren können.

Dies darf jedoch nicht zu Lasten der Gesellschafter gehen, die durch Einsicht und

Besichtigung eine Antwort auf ihre Fragen (gem. Mail vom 17.04.2023) erhalten wollten.

Darüber hinaus handelt es sich bei dem Recht aus § 21 I der Satzung um ein abstraktes

Informationsrecht innerhalb der Gesellschafterversammlung:

bb) Der wahre Grund, warum die Geschäftsführung, der Versammlungsleiter und der

Gesellschafter Michael Dezelski es unbedingt verhindern wollen, dass die Gesellschafter

die erforderlichen Informationen erhalten ist, dass durch den Geschäftsführer Assets der

Gesellschaft illegal auf Konkurrenzgesellschaften übertragen wurden und werden.

Beweis: Schriftsatz vom 27.03.2022 nebst Anlagen (Seiten 17-33) - Anlage

KR1

In diesem Schriftsatz wurde die Tätigkeit für Konkurrenzgesellschaften bzgl. des

Geschäftsführers Andreas Dezelski umfassend herausgearbeitet und belegt.

Insbesondere wurden Assets übertragen auf die Skayle Internet UG sowie die Hazel &

Nutz GmbH.
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Weiterhin wurde im Verfahren vor dem Landgericht Frankfurt am Main (3-05 O 179/21) der

Verdacht geäußert, dass Herr Andreas Dezelski seinen Geschäftsführervertrag gefälscht

hat. Eine Einsicht hätte den dringenden Verdacht womöglich als Beifang belegt und

musste daher durch die Geschäftsführung, den Versammlungsleiter und den

Gesellschafter Michael Dezelski verhindert werden.

Beweis: Schriftsatz vom 27.03.2022 nebst Anlagen (Seiten 1-9) - Anlage KR1

f) Seit 2021 keine Antwort

Der Gesellschafter Stephan Parrandier hat mit Mail vom 16.07.2021 die Beantwortung

von Fragen im Rahmen eines im wesentlichen mit TOP 7 identischen

Beschlussverfahrens von der Geschäftsführung gem. § 51a GmbHG gefordert.

Ein Zusammenhang mit der streitgegenständlichen Gesellschafterversammlung besteht,

da der TOP 7 mit dem damaligen Beschlussverfahren identisch ist.

Der Kläger sowie Herr Parrandier haben seit dem 16.07.2021 immer wieder auf eine

Beantwortung gedrängt und die Fragen wiederholt. Sie erhielten keine Antwort.

Beweis: Mail Parrandier vom 16.07.2021 sowie 10.08.2021 - Anlage K5 -

Zeuge Stephan Parrandier

Schriftsatz vom 27.03.2022 nebst Anlagen (Seiten 10-11) - Anlage

KR1

11



Zusammenfassung:

Die Geschäftsführung hat die Fragen nicht beantwortet. Ohne die Beantwortung der

Fragen war es nicht möglich, das Stimmrecht hinreichend informiert auszuüben. Dies

wurde jeweils gerügt.

Die Geschäftsführung hat vorsätzlich die Möglichkeit gem. § 21 I der Satzung sowie aus §

51a GmbHG verhindert. Dass die Gesellschafter diese Rechte haben, war sowohl der

Geschäftsführung als auch dem Versammlungsleiter bewusst (spätestens mit den

Hinweisen darauf). Sowohl Geschäftsführung als auch Versammlungsleiter haben die

Ausübung der Rechte vorsätzlich verhindert. Der Versammlungsleiter, indem er eine

Unterbrechung hierzu nicht zuließ, der Geschäftsführer indem er zuvor sämtliche

Unterlagen der Gesellschaft fortgeschafft hat.

Mirco Lehr
Rechtsanwalt
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cyfire Rechtsanwaltsgesellschaft UG (haftungsbeschränkt)
Thurn-Und-Taxis-Platz 6, 60313 Frankfurt

Landgericht Frankfurt am Main
60256 Frankfurt am Main
beA

Datum: 27.03.2022
Aktenzeichen: 2021-085/ML

Ihr Aktenzeichen: 3-05 O 179/21

Feldmann, O. ./. eWoolution GmbH

Az.: 3-05 O 179/21

In oben bezeichneter Sache nehmen wir zum Schriftsatz der Beklagten vom 01.03.2022

Stellung:

Im vorangehenden klägerischen Schriftsatz wurden der Beklagten mehrfach

Wahrheitsabweichungen vorgeworfen. Dies hat die Beklagte auch zur Kenntnis

genommen, wie die Zitate des aktuellen Schriftsatzes zeigen. Gelernt hat die Beklagte

jedoch nichts daraus, weswegen nun auch Strafanzeige erstattet werden muss. Denn

auch der nun vorgelegte Schriftsatz der Beklagten besteht durchweg, wie es die

Beklagte formuliert, aus einer “nicht völlig exakten Darstellung des Sachverhalts in einem

Randbereich”.

A. Geschäftsführervertrag

Die Beklagte räumt zunächst ein, in Bezug auf den vorgelegten Geschäftsführervertrag,

die Unwahrheit gesagt zu haben.
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Im nächsten Satz wird reflexartig in bekannte Muster verfallen und versucht, dies als

Randbereich bzw. als haarspalterisch abzutun. Dabei verkennt die Beklagte jedoch, dass

eine Abweichung von 50.000 EUR zu Lasten der eWoolution GmbH und deren

Gesellschafter keine Lappalie ist, vgl. z.B. die heimlich eingeführte Abfindungspflicht bei

Kündigung des Geschäftsführers (§ 9 Punkt 5 des neu aufgetauchten

Geschäftsführervertrages).

Dies erwähnt die Beklagte mit keinem Wort. Entgegen der Behauptung der Beklagten

handelt es sich hierbei selbstredend um eine “fundamentale Abweichung” vom

vorgelegten GF-Vertrag 1. Dies kann die Beklagte auch nicht mit steuerlichen

Rechenexperimenten entkräften, die im Ergebnis nur eine Tatsache verharmlosen sollen:

Mit enormer krimineller Energie legt Herr Andreas Dezelski den zukünftigen

Gesellschaftern andere Dokumente (GF-Vertrag 1) vor, als diejenigen, die schlussendlich

gelten sollen (GF-Vertrag 2). Hierdurch entstand ein wirtschaftlicher Schaden, der alles

andere als einer “Abweichung im Randbereich” entspricht.

Auch dieses Muster zieht sich bekanntlich durch fast jede geschäftliche Handlung von

Herrn Andreas Dezelski. Nach unserem Hinweis auf die Unstimmigkeit folgen immer:

1) Die Einräumung der Lüge (gezwungenermaßen),

2) Die Herunterspielung als Lappalie,

3) Die Rechtfertigung, dass “alle Gesellschafter” das “wussten und einverstanden

waren”.

Für alle Phasen sehen das GmbHG/AktG, das BGB und das StGB Regelungen vor. So ist

formal für geschäftliche Handlungen des Geschäftsführers einer GmbH in vielen Fällen ein

Beschluss notwendig. Dieser Beschluss kommt durch die Gesellschafterversammlung

zustande, die ordnungsgemäß geladen vollständig informiert sein muss. Dies gilt auch

dann, wenn die Punkt 2) und 3) zuträfen. In anderen Worten: Selbst wenn man in den

Abweichungen der vorgelegten Geschäftsführerverträgen eine Lappalie sähe (was nicht

der Fall ist) und davon wirklich alle Gesellschafter wussten (was nicht der Fall ist),

müssten dennoch die formalen Vorgaben zur Beschlussfassung eingehalten werden (was
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nicht der Fall ist). Diese Argumentation kann man schlussendlich auf ALLE

streitgegenständlichen Behauptungen der Beklagten übertragen und wird immer zu dem

Ergebnis kommen:

Die geschäftliche Handlung steht nicht im Einklang mit den Vorgaben des

Gesetzgebers.

Im Übrigen handelt es sich um einen klassischen Zirkelschluss, wenn der Beklagte die

Rechte des Klägers dadurch in Abrede zu stellen versucht, dass sich dieser auf den

GF-Vertrag 1 beruft, welcher Herrn Andreas Dezelksi deutlich schlechter stellt, als der

danach heimlich fingierte GF-Vertrag 2. Gerade durch die Anwendung derartiger Taktiken,

ist es erforderlich, dass jeder Satz der Beklagten auf den Prüfstand gestellt werden muss.

Und das Ergebnis ist klar: Egal welchen Satz man sich vornimmt, er hält einer

Nachprüfung nicht stand. Deswegen ist die Beklagte weiterhin für Ihre Behauptungen

beweisbelastet.

Es wird erneut bestritten, dass der GF-Vertrag 2 “allen Gesellschaftern bekannt war”. Dies

ist erwiesenermaßen nicht der Fall und wird es auch nicht dadurch, dass die Beklagte

dies ständig wiederholt.

Beweis: Parteivernahme des Klägers

Zeugen: Herr Stephan Parrandier, Im Worth 2, 60433 Frankfurt

Herr Hannes Bergmann, Kalk Markt 24, 51103 Köln

Herr Christian Rhode, Mühlenberg 25, 25782 Tellingstedt

Herr Rolf Scheler, Wingert Str. 15, 63225 Langen

Herr Benett Ricks, Rua Eduardo Coelho N52, 1 equerdo, 1200-168 Lisboa,

Portugal

Herr Christian Schulze, Tiroler-Straße 14, 60596 Frankfurt
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Alle zu Laden über den Kläger.

Im Übrigen wird auf die bereits vorgelegte Mail vom 20.04.2018 verwiesen,

in denen die Beklagte den GF-Vertrag 1 (und nicht den GF-Vertrag 2) zirkulierte

Die Antwort auf die Frage, aus welchem logischen Grund zunächst der GF-Vertrag 1

überhaupt zirkuliert wurde, wenn kurz danach der inhaltlich und grafisch abweichende

GF-Vertrag 2 angeblich geschlossen wurde, bleibt die Beklagte schuldig.

Es wird bestritten, dass im vom Kläger am 20.04.2018 verschickte GF-Vertrag 1 “zu

ändernde Stellen” “mit roter Schrift gekennzeichnet” waren (so der Beklagte auf Seite 5

des Schriftsatzes vom 01.03.2022).

Dies ist nicht korrekt. Die köppensche “nicht völlig exakte Darstellung des Sachverhalts in

einem Randbereich” liegt hier in dem Umstand, dass in der Mail vom 20.04.2018 ein

weiteres Dokument enthalten war, in dem rote Markierungen zur Änderung enthalten

waren. Während der GF-Vertrag 1 als “zur Kenntnis” (ohne rote Markierungen) übersandt

war.

Beweis: Mail vom 20.04.2018, bereits vorgelegt

Anlage SS 1 - Dokument “drimendo GmbH, Gesellschaftsvertrag”

aus Mail vom 20.04.2018

MIT den roten Markierungen

Anlage SS 2 - Ausdruck des GF-Vertrages aus Mail vom 20.04.2018

(ersichtlich OHNE rote Markierungen)

Zeugen (haben diese Mail auch bekommen):

Herr Stephan Parrandier, bb.;

Herr Benett Ricks, bb.;

Herr Christian Schulze, bb.
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Neben den bereits dargestellten Abweichungen enthält der neue GF-Vertrag 2 weitere

fundamentale Abweichungen.

a) Leasing:

Im ursprünglichen GF-Vertrag 1 war ein Leasing überhaupt gar nicht vorgesehen.

Man könnte also allein schon in diesem Umstand einen fundamentalen Unterschied und

auch Schaden sehen.

Überträgt man (entgegen des Wortlautes) die “Wertungen” des GF-Vertrag 1 im Sinne des

Beklagten auf ein Leasing, hätte jedoch nur ein Wagen im Wert von 100.000 EUR geleast

werden dürfen. Herr Dezelski gönnte sich jedoch einen Sportwagen im Wert von 200.000

EUR auf Kosten der Gesellschaft (aus Sicht des Beklagten wohl eine Abweichung im

Randbereich von vernachlässigbaren 100.000 EUR.).

Somit wurde ein Wagen im Wert von 200.000 Euro statt 100.000 EUR aus

Gesellschaftermitteln finanziert.

Auf das Leasing umgerechnet ergibt sich eine unlegitimierte Mehrentnahme von 500 Euro

pro Monat (Leasing bei Wert 100.000 EUR ergäbe eine Rate von 500 EUR, tatsächliche

Leasingrate: 1.000 EUR jeden Monat).

Auf 3 Jahre Leasing sind das immerhin 18.000 EUR.

b) Vertragsdauer, Kündigung

Die 6-Monatige Kündigungsfrist für den Geschäftsführer ist im GF-Vertrag 2 nicht mehr

enthalten (vgl. Punkt 4).

Wieso das so ist, wird erst mit dem Wissen aus dem Jahr 2021/2022 verständlich: Der

Geschäftsführer hat mittlerweile seine Absicht offenbart, die Gesellschaft zu verlassen

und bereits ein Konkurrenzunternehmen mit gleichem Geschäftsmodell gegründet.
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c) Arbeitszeit (Punkt 10)

Auch hier ist die Abweichung gerade im Kontext der parallel laufenden,

wettbewerbswidrigen Tätigkeit für Konkurrenzunternehmen zu sehen: Im GF-Vertrag 2 ist

eine Mindestarbeitszeit nicht mehr geregelt.

d) Abfindung von 50.000 EUR (!)

Gänzlich neu ist die Abfindungspflicht zugunsten des Geschäftsführers i.H.v. 50.000 EUR.

Ob diese Abweichungen tatsächlich “albern” sind, wie der Beklagtenvertreter behauptet,

wird schlussendlich auch die Staatsanwaltschaft zu klären haben. Der Grund, warum sich

die Strafanzeige auch gegen Herr Köppen persönlich richtet, wird gerade in diesem Fall

besonders deutlich:

Herr Köppen vertritt in mehreren Verfahren sowohl Herr Andreas Dezelski persönlich, als

auch dessen Vater Michael Dezelksi, sowie die eWoolution GmbH und die eWoolution

Holding GmbH. Dabei sind die wirtschaftlichen Schäden immer auf Seiten der

Gesellschafter bzw. auf Seiten der GmbH entstanden. Begünstigt ist immer ein

Familienmitglied der Dezelskis.

Allein in der causa “Geschäftsführervertrag” haben wir einen wirtschaftlichen Schaden

bzw. eine ungefähre Abweichung von

- Leasing: min. 18.000 EUR

(würde man Leasing als generell unzulässig sehen, also wenn man nach dem Wortlaut des

Vertrages ginge, wäre der Schaden weitaus höher)

- Gehalt: 5.040 EUR

- Abfindung: 50.000 EUR

- Tätigwerden für Konkurrenzgesellschaft: Bezifferung steht noch aus.

Gesamtschaden nach aktuellem Wissensstand min.: 73.040 EUR

Nach eigener Darstellung sind Herrn Köppen beide Vertragsversionen bekannt. Trotz

Hinweis auf Ungeremtheiten und Wahrheitspflichten wird anwaltlich von einer “nicht völlig
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exakten Darstellung des Sachverhalts in einem Randbereich” bzw. hier sogar von

“wirtschaftlich identisch” gesprochen, womit die Grenze zwischen bewusster Lüge und

wohlwollender Auslegung eines Sachverhalts ganz deutlich und objektiv überschritten ist.

Eine nachträgliche Fälschung des GF-Vertrag 2 durch Herrn Köppen und Andreas

Dezelski werden wir richtigerweise wohl trotz allem Vortrag nicht beweisen können, wobei

es schon sehr verwunderlich ist, dass der GF-Vertrag 2 erst jetzt auftaucht und in einer

digitalen Company angeblich nur analog vorlag. Während der GF-Vertrag 1 kurz zuvor

noch digital kommuniziert wurde.

Nur eine weitere Ungereimtheit: Es liegt auch kein wirksamer Gesellschafterbeschluss

vor. Der Gesellschafter Stephan Parrandier hat 2021 die Vorlage des zugrundeliegenden

Beschlusses im Rahmen seiner Auskunftsrechte angefordert. Es wurde lapidar mitgeteilt,

dass der GF-Vertrag 2 beschlossen wurde

“Durch die geleisteten Unterschriften auf dem Anstellungsvertrag.”

Also durch Andreas und Michael Dezelski. Das Vater-Sohn-Gespann, welches im

Wesentlichen davon profitieren würde (vgl. auch Urteil des Amtsgerichts Frankfurt vom

14.09.2021 Az. 30 C 169/21 (71)).

Wir haben dies zum Anlass genommen, die zeitliche Abfolge nochmals zu rekonstruieren:

1. 20.04.2018 - Versand des GF-Vertrag 1 an potentielle Neugesellschafter “zur

Kenntnis”

2. 04.05.2018 - Angebliche Fassung des wesentlich abweichenden GF-Vertrag 2

“durch Unterschriften (von Andreas und Michael Dezelski) auf dem

Anstellungsvertrag”

3. 25.07.2018 - Beitritt der Neugesellschafter zur eWoolution GmbH

Nach Darstellung der Beklagten wurde der GF-Vertrag 2 also ganz kurz vor dem Beitritt

der Neugesellschafter geschlossen, nachdem diesen zuvor ein völlig anderer Vertrag

“verkauft” wurde.
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An dieser Stelle sei an die diesbezüglichen Auskunftsverlangen der Gesellschafter

erinnert, die im Schriftsatz des Klägers vom 20.01.2022 nochmal wiederholt wurden:

“Warum hat der GF eigenmächtig sein Gehalt erhöht? Warum hat der GF vertragswidrig

einen Luxus Sportwagen im Wert von 200.000 EUR auf Kosten der Gesellschaft finanziert?

Warum hat der GF eine Nebentätigkeit bei einem Konkurrenzunternehmen aufgenommen,

während er von der eWoolution GmbH volles Gehalt bezieht?”

Leider blieben diese Fragen bis dato unbeantwortet. Sie sind nun zu ergänzen um:

Warum wurde der GF-Vertrag 1 am 20.04.2018 überhaupt zirkuliert, wenn ein inhaltlich

und grafisch abweichender Vertrag kurz darauf geschlossen wurde?

Warum wurden die Neu-Gesellschafter nicht vor ihrem Anteilskauf darüber informiert?

Wurden die verkaufenden Alt-Gesellschafter, insbesondere Helga und Angela Dezelski

darüber informiert, dass Herr Dezelski den Neugesellschaftern einen anderen Vertrag

vorgelegt hat?

Warum liegt der GF-Vertrag 1 vom 20.04.2018 digital vor, während der angeblich kurz

darauf geschlossene nur analog vorliegt?

Diese Fragen würden wir gerne auch Herrn Andreas Dezelski persönlich stellen, unter Eid

versteht sich. In allen anderen Verfahren vor dem Amts- und Landgericht Frankfurt hat

sich Herr Dezelski - entgegen der ausdrücklichen richterlichen Anordnung - leider nicht

blicken lassen.
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B. Auskunftsverlangen

Die streitgegenständlichen Auskunftsverlangen des Gesellschafters Parrandier wurden

von diesem zusammen mit Oliver Feldmann gestellt und gingen auch parallel (in cc) jedem

Gesellschafter zu. Die Argumentation der Beklagten würde im Umkehrschluss zur Folge

haben, dass jeder anfechtende Gesellschafter vorab jede bereits gestellte Frage nochmal

wiederholen müsste, um sein subjektives Anfechtungsrecht nicht zu verlieren. Es ist nicht

ersichtlich und auch nicht vorgetragen, warum Herr Feldmann noch einmal zusätzlich die

Selben Fragen im eigenen Namen an die Geschäftsführung richten sollte.

Jedenfalls kann dies nicht zur Folge haben, dass dem Gesellschafter Feldmann seine

gesetzlichen Rechte auf Anfechtung und Auskunft aberkannt werden. Jeder

Gesellschafter muss zur wirksamen Beschlussfassung vollumfänglich informiert sein.

Grundsätzlich ist nach den Wertungen des GmbHG im Hinblick auf einen

Gesellschafterbeschluss jeder Gesellschafter anfechtungsbefugt, gleichgültig ob er an

der Gesellschafterversammlung überhaupt teilgenommen hat und sogar gleichgültig, ob

er dem Beschluss in der Versammlung widersprochen hat. Die Anfechtungsbefugnis

besteht lediglich dann nicht, wenn der Gesellschafter in der Gesellschafterversammlung

aktiv für den strittigen Beschluss gestimmt hat oder wenn er auf sein Anfechtungsrecht

verzichtet oder dem Beschluss in anderer Form nachträglich zugestimmt hat.

Keine dieser Fallgruppen, bei denen der Gesetzgeber ein Anfechtungsrecht verneint hat,

liegen hier auch nur im Ansatz vor. Wenn selbst ein nicht anwesender Gesellschafter

anfechten kann, gilt dies erst recht für den Anwesenden.

Geradezu absurd wirkt die Behauptung, dass in der Nicht-Übersendung von

angeforderten Informationen (denn nichts anderes ist die geforderte Übersendung des

Geschäftsführervertrages) keine zur Anfechtung berechtigende Verletzung von

Informationsrechten liegen soll.

Die Geschäftsführung hat alles getan, um eine Information der Gesellschafter aktiv zu

verhindern. Im Rahmen einer Interessenabwägung wird man immer zu dem Ergebnis
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kommen, dass die Beklagte in keinster Weise schutzwürdig ist. Denn sie hätte immer

die Möglichkeit gehabt, die Fragen ihrer Gesellschafter einfach zu beantworten.
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C. Drimendo

Auch aus Sicht der Klägerseite hat dieser Punkt für den vorliegenden Prozess keine

Bewandtnis. Er zeigt schlussendlich nur, wie vollumfänglich und bis ins letzte Detail

jeglicher Vortrag der Beklagten erlogen ist. Da die Beklagte trotz mehrfachem Hinweis auf

die Wahrheitspflicht nun auch noch in diesem Punkt der Lüge überführt werden möchte,

legen wir kommentarlos einen Screenshot aus dem “drimendo.de” Impressum aus dem

Jahr 2016 vor:
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Ausweislich des Internet Archives “waybackmachine”, bei dem man Webseiten so

ansehen kann, wie sie zu einem bestimmten Datum in der Vergangenheit aussahen, stand

die drimendo GmbH am 03. Juli 2016 im Impressum von drimendo.de (GF: Andreas

Dezelski). Mit dem drimendo Logo.

http://web.archive.org/web/20160703094732/http://drimendo.de:80/impressum

Die drimendo GmbH hat am 17.07.2018 zur Beklagten in Form der eWoolution GmbH
umfirmiert (HRB 112460).

Weiterhin wird exemplarisch eine an die “drimendo GmbH” adressierte Rechnung und ein

Kontoauszug aus dem Jahr 2017 vorgelegt, die gleich mit einem Streich zwei weitere

“nicht völlig exakte” Darstellungen des Sachverhaltes entlarvt:

Der Kläger verfiel nicht “vor einer Weile” (S. 3 Beklagtenschriftsatz) wegen unterstellter

Liquiditätsschwierigkeiten auf die Idee für die von Ihm gelieferten Leads eine Rechnung

zu schreiben.

Kläger im vorliegenden Verfahren ist Oliver Feldmann. Dieser hat überhaupt niemals

Leads geliefert oder Rechnungen gestellt, noch war er dazu verpflichtet. Die Webshop

Factory GmbH, dessen Geschäftsführer Herr Feldmann ist, hat “drimendo” Leads bereits

seit dem Jahr 2016 (!) geliefert und in Rechnung gestellt und von der Beklagten, diese

handelnd unter “drimendo” auch bezahlt bekommen.
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Beweis: Anlage SS 3 - Kontoauszug Webshop Factory

mit Zahlung durch drimendo GmbH

Anlage SS 4 - Zugehörige Rechnung von Webshop Factory GmbH

an drimendo  GmbH

Die Ausführungen zu irgendeiner KDS Systems UG wirken im Hinblick darauf fast schon

zwanghaft erlogen. Die Ausführungen zu unterstellten Liquiditätsschwierigkeiten werden

bestritten. Belege dafür liefert die Beklagte nicht, weswegen ein einfaches Bestreiten

ausreicht. Die Tatsachenbehauptung, dass der Kläger “vor einer Weile” erst für die

gelieferten Leads Rechnung stellte, ist durch die bereits seit 2016 gestellten (und von der

Beklagten selbst bezahlten…) Rechnungen ebenfalls widerlegt.

Nur der Vollständigkeit halber wird die Tatsachenbehauptung der Beklagten bestritten,

dass die Lieferung der Leads Voraussetzung für den Erhalt von Gesellschaftsanteilen an

der Beklagten waren. Belege dafür liefert die Beklagte nicht (wie auch), weswegen ein

einfaches Bestreiten eigentlich ausreichen würde. Vorliegend ist diese Unwahrheit

bekanntermaßen allerdings ein weiteres Mal sogar durch eine notarielle Urkunde

widerlegbar, worin allein der Anteilskaufpreis von 1.575 Euro EUR festgelegt wurde und

es im Übrigen heisst:
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Beweis: Notarvertrag vom 25.07.2018, bereits vorgelegt (K1)

Der Rechtsanwalt ist ein einseitiger Interessenvertreter, der dem Wohl seines Mandanten

verpflichtet ist. Trotzdem darf er - als unabhängiges Organ der Rechtspflege gemäß § 1

der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) - nicht die Unwahrheit sagen. Der Anwalt darf

nicht nur nicht lügen, er darf seinen Mandanten auch nicht dazu auffordern, bewusst die

Unwahrheit zu sagen. Die Grenze zwischen bewusster Lüge und wohlwollender

Auslegung eines Sachverhalts ist oftmals schwer zu bestimmen. Die Wahrheitspflicht des

Anwalts ist nicht nur ein standes- oder berufsrechtliches Gebot, ein Verstoß dagegen

kann ernste strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.

D. Darlehen Parrandier

Die Beklage räumt zunächst ein, in Bezug auf den vorgelegten Anteilskaufvertrag, die

Unwahrheit gesagt zu haben (Phase 1).

Sodann versucht die Beklagte diesen Punkt als “Formalität” herunterzuspielen. Während

die Beklagte im Schriftsatz vom 29.11.2021 noch versucht hat, eine Zahlung des Zeugen

Parrandier von 15.000 EUR als Kaufpreis für Gesellschaftsanteile darzustellen, wird nun

versucht die erste Lüge lediglich als eine Abweichung in der Darlehenssumme zu

kaschieren.

Es ist jedoch eine fundamentale Abweichung, ob etwas als Kaufpreis für einen

Gesellschaftsanteil oder als davon unabhängiges Darlehen gezahlt wird.
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Beim Lesen des Beklagtenschriftsatzes vom 01.03.2022 war ich mir im ersten Moment

selbst nicht mehr sicher, ob die Beklagte die Zahlung von 15.000 EUR wirklich als

Kaufpreis für die Gesellschaftsanteile zu verkaufen versuchte. Schließlich gibt es auch

hier eine notarielle Urkunde und es würde schließlich sehr viel Dreistigkeit dazu gehören

trotz anderslautender notarieller Urkunde und anwaltlich vertreten zu behaupten,

dass Herr Parrandier 15.000 EUR als Kaufpreis für die Anteile gezahlt hätte.

E. Weiteres Bestreiten

Es wird bestritten, dass jedem Gesellschafter bekannt war “worauf er sich einließ” (S. 5

des Beklagtenschriftsatz vom 01.03.2022). Diese Behauptung ist bereits mehrfach

widerlegt. Im Zusammenhang mit dieser Beteiligung haben wir mittlerweile

verschiedenste GF-Verträge, fehlende und neu auftauchende Beschlüsse, Widersprüche

gegen Beschlussvorlagen, Anfechtungsklagen, Nichtigkeitsklagen, Leistungsklagen,

Zeugen, Strafverfahren, Einstweilige Verfügungen und einen Rechtsanwalt der mindestens

vier Mandanten mit widerstreitenden Interessen vertritt. Ein Beweisangebot gibt es

natürlich nicht.

Besonders erschreckend ist der Umstand, dass der Geschäftsführer der Beklagten nach

eigenen Angaben wohl weiterhin ein Geschäftsführergehalt bezieht (S. 5 des

Beklagtenschriftsatzes vom 01.03.2022) während er für eine oder merhere

Konkurrenzgesellschaften tätig ist.

Die von der Beklagten angeführte Einstweilige Verfügung des LG Frankfurt basierte auf

den mittlerweile so offensichtlich gewordenen Realitätsabweichungen des Herrn Andreas

Dezelski und wird im Hauptsacheverfahren angegriffen. Es verwundert nicht mehr, dass

die Beklagte diesen Umstand verschweigt.
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F. Konkurrenzgesellschaften

Erschreckend ist, mit welcher Leichtigkeit die Tätigkeit für eine Konkurrenzgesellschaft

nicht nur eingeräumt sondern auch verteidigt wird. Dies verstößt gegen das gesetzliche

Wettbewerbsverbot und ist der “Klassiker” unter den Wettbewerbsverstößen und

Untreueverfahren im Gesellschaftsrecht.

Gerade der Geschäftsführer einer Gesellschaft unterliegt für die Dauer seines

Anstellungsvertrags einem generellen Wettbewerbsverbot! Er muss der Gesellschaft die

Treue halten, indem er ihren Nutzen mehrt und Schaden von ihr abwendet.

Es wird bestritten, dass die Konkurrenzgesellschaften “Hazel & Nutz GmbH” und “Skayle

Internet UG” erst wegen der vorliegenden Anfechtungsklage gegründet wurden.

Auf ein Wettbewerbsverbot bzw. den Vorwurf der Untreue hätte dies zwar keine

Auswirkungen, dennoch muss auch dies der Vollständigkeit halber widerlegt werden:

Timeline

1. 09.07.2021:

Einberufung der streitgegenständlichen Gesellschafterversammlung in der der

Nachschuss von 37.500 EUR gefordert wird.

2. 10.08.2021:

Beschluss der Nachschusspflicht.

3. 26.08.2021:

Die eWoolution GmbH bezahlt ein Design für die Konkurrenzgesellschaft Hazel &

Nutz GmbH. Am 15.09.2021 erfolgt die Gründung der Hazel & Nutz GmbH.
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4. 27.08.2021:

Gründung der Mainscale UG (jetzt: Skayle Internet UG) durch Andreas Dezelski.

5. 29.08.2021:

Herr Dezelski registriert die Domain mainscale-internet.com.

6. 30.08.2021:

Herr Feldmann legt per Mail Widerspruch gegen den Beschluss der

Nachschusspflicht ein. Erst noch einen weiteren Tag später wird Klage gegen

den Beschluss erhoben.

Beweis im Bestreitensfall: Einberufung der Gesellschafterversammlung

Notarielles Gründungsdokument

Notarielles Gründungsdokument

Widerspruch des Klägers gegen die Nachschusspflicht

Beschluss der Nachschusspflicht

Im Rahmen der am 27.01.2022 per Umlaufverfahren einberufenen

Gesellschafterversammlung, hat Andreas Dezelski den Verkauf seiner Geschäftsanteile für

1 EUR an seinen Vater Michael Dezelski angekündigt. Dies nachdem die übrigen

Gesellschafter zuvor seine Entlastung als Geschäftsführer versagt haben und er als

Betroffener von der Beschlussfassung ausgeschlossen wurde.
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Im Schriftsatz des Klägers vom 20.01.2022 haben wir Herrn Andreas Dezelski mehr oder

weniger unverblümt vorgeworfen, dass er Know-How und Assets der eWoolution GmbH

in seinen Konkurrenzgesellschaften Skayle Internet UG und Hazel & Nutz GmbH

verwende.

Da dies ein enorm schwerwiegender Vorwurf ist, haben wir die Beklagtenseite auch

diesbezüglich sehr deutlich auf ihre Wahrheitspflicht hingewiesen, die sich daraufhin mit

Schriftsatz vom 01.03.2022 wie folgt einlässt:

“In diesem Zusammenhang stellt es eine ins Blaue hinein aufgestellte, unwahre

Behauptung dar, wenn der Kläger behauptet, der Geschäftsführer setze Ressourcen der

Beklagten Gesellschaft in der Gesellschaft Hazel & Nutz GmbH ein. Im Übrigen werden in

der Skayle Internet UG keine der Beklagten zustehenden Technologien eingesetzt.“

Ganz nach der Lebensweisheit “Wer einmal Lügt, dem Glaubt man nicht”, haben wir die

nun erfolgte Einlassung der Beklagten (Schriftsatz vom 01.03.2022) anhand vorliegender

Unterlagen überprüft:

I. Der Einsatz des Geschäftsführers in einer Konkurrenzgesellschaft bei vollem

Gehaltsbezug stellt einen rechtswidrigen Einsatz von Know-How und Ressourcen

dar.

II. Die Webseiten und das Dienstleistungsangebot von Skayle und eWoolution sind im

Wesentlichen identisch.

III. Eine Überprüfung der Webseite der Skayle Internet UG ergab Übereinstimmungen

im Quelltext von Skayle mit Technologien, die mit Gesellschaftermitteln bei der

eWoolution GmbH entwickelt wurden.
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IV. Der Geschäftsführer der Beklagten beauftragte und bezahlte auf Rechnung der

Beklagten und unter Nutzung der Accounts der Beklagten das folgende Design,

welches eindeutig der Hazel & Nutz GmbH zugeordnet werden kann.

Da Herr Köppen und Herr Dezelski über das Fehlen von Beweisen im vorigen Schriftsatz

sehr enttäuscht waren, wirken wir dem hiermit entgegen. Es werden folgende

Screenshots aus Januar 2022 als Beweis zur Akte gereicht:

Screenshots Website eWoolution GmbH und Skayle Internet UG – exakt gleiches

Dienstleistungsangebot – in Teilen sogar im exakt gleichen Wortlaut. Schwerwiegender

Verstoß von Andreas Dezelski gegen das gesetzliche Wettbewerbsverbot des GmbH

Geschäftsführers eWoolution GmbH und skayle Internet UG.

Trotz Hinweis auf die prozessuale Wahrheitspflicht in unserem Schriftsatz vom 20.01.2022

bestreitet die Beklagte die Vorwürfe nicht nur einfach, sondern behauptet aktiv, dass

keine Ressourcen der eWoolution bei Skayle eingesetzt werden.

Screenshots: Skayle Internet UG hat eWoolution Website Texte schlicht kopiert:

Durch unsauberes Kopieren der eWoolution Seite zur skayle.io Seite taucht sogar der

Begriff „eWoolution“ noch mehrfach auf der Wettbewerbsseite von Skayle auf.

Screenshots: Skayle Internet UG setzt im Quellcode eWoolution Technologien (teuer

entwickelte PlugIns ein): Entwickelte Technologien von eWoolution werden auf der

Wettbewerbsplattform „skayle.io“ eingesetzt, wie der Quellcode beweist.
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Die Webseiten und das Dienstleistungsangebot von Skayle und eWoolution sind im

Wesentlichen identisch. Es wurden die Webseitentexte 1:1 kopiert, wodurch sogar das

Wort “eWoolution” mehrfach übernommen wurde.
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Nicht nur die angebotenen Leistungen von skayle und eWoolution sind identisch. Es werden sogar

offensichtlich im Webseitenquellcode von skayle.io die teuer entwickelten Plugin Technologien

und Templates von eWoolution eingesetzt – siehe folgende Screenshot Beweisführung.

Die Entwickelten Wordpress-Plugins waren das teuerste “Herzstück” der eWoolution GmbH.

Worpress ist ein hoch entwickeltes Content Management System, welches durch individuelle

Plugins erweiterbar ist. Die eWoolution GmbH hat ein derartiges Plugin entwickelt, welches nun

unter skayle.io im Einsatz ist.
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Bei Wordpress befindet sich der Plugin Ordner in der Regel im Pfad /wp-content/plugins/

Wie der obige Screenshot von skayle.io zeigt, befindet sich dort nun eine 1:1 Kopie von

“ewoolution-project-templates”.
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Auf der Skayle Webseite finden sich überall inhaltliche, technische, grafische

Überschneidungen. Sogar das Wort “eWoolution” taucht mehrfach auf. Auf der skayle

Seite selbst ist sogar noch die Rede von „eWoolution Garantie“ und „eWoolution

Workspace“. Weil die Seite von eWoolution kopiert wurde und auf Skayle übertragen

wurde. Es wurde halt unsauber geklaut von Andreas Dezelski.
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Weitere Datensicherungen und Screenshots werden im Bestreitensfalle vorgelegt.
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Zum Untreuevorwurf zum Vorteil der Hazel & Nutz GmbH:

Das Corporate Design der neugegru ̈ndeten Konkurrenzgesellschaft Hazel & Nutz GmbH
(Andreas Dezelski ist Alleingesellschafter und Geschäftsführer) wurde mit Ressourcen und
auf Kosten der eWoolution GmbH vorgenommen und bezahlt.

Die eWoolution GmbH hiess vormals “drimendo”, siehe oben. Daher läuft der Account bei
“99design” auf drimendo.

Das Design und der eWoolution-eigene Auftraggeberaccount kann hier abgerufen
werden:
https://99designs.de/logo-design/contests/angular-squirrel-1113063
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Beweis: Anlage SS 5 - drimendo ist eWoolution GmbH: Kontoauszug

Die Beauftragung des Designs erfolgte mit Ressourcen der eWoolution GmbH

(deren Account bei 99designs).

Die Zahlung des beauftragten Hazel & Nutz Designs erfolgte durch die eWoolution

GmbH mit Geld-Mitteln aus der eWoolution GmbH sowie unter Einsatz von

Ressourcen (dem PayPal Account der eWoolution GmbH) und durch den von

eWoolution GmbH bezahlten Geschäftsführer.

Beweis: Paypal-Kontoauszug der eWoolution GmbH:
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Sogar zu den Notarterminen zur Gründung der Konkurrenzgesellschaften Hazel & Nutz

GmbH und Mainscale UG (jetzt: Skayle Internet UG) fuhr Herr Andreas Dezelski mit dem

Firmenwagen der eWoolution GmbH. Dies ist an Dreistigkeit wohl kaum zu überbieten.

G. Unwirksamkeit des Gesellschafterbeschlusses wegen § 15 der Satzung der

eWoolution GmbH (Stand gemäß Gesellschafterbeschluss vom 18.05.2018)

Im Rahmen der ordentlichen Gesellschafterversammlung der Beklagten, einberufen am

14.01.2022, ist aufgefallen, dass es auch Diskrepanzen bezüglich der maßgeblichen

Satzung gibt. Der Geschäftsführer, Herr Andreas Dezelski, wurde darin übrigens

ausdrücklich nicht entlastet. Im Rahmen der Recherchen tauchte dann auch eine Satzung

mit Stand gemäß Gesellschafterbeschluss vom 02.11.2018 auf, die erstmals eine

wesentliche und auch für diesen Rechtsstreit maßgebliche Abweichung zum Nachteil der

Neugesellschafter enthielt (s.u.).

Da Herr Feldmann und weitere Gesellschafter der Beklagten mit notariellem Kaufvertrag

vom 25.07.2018 beigetreten waren, und ihm in der Folgezeit kein Beschluss zur

Satzungsänderung bekannt war, wurden weitere Nachforschungen angestellt und

tatsächlich ein Gesellschafterbeschluss vom 02.11.2018 vom Handelsregister übersandt.

Dieser wurde jedoch ausschließlich von den Gesellschaftern

Michael Dezelski, Helga Dezelksi, Angela Dezelski, Andreas Dezelski

gefasst.

Beweis: Anlage SS 6 - Satzung Stand vor Beitritt: 18.05.2018

Anlage SS 7 - Satzung und Beschluss Stand nach Beitritt:

Urkundenrolle Nr. 1644 der Notarin Dr. Marina Kunze

33



Es wurde von Herr Dezelski vor dem Beitritt der Neu-Gesellschafter eine andere Satzung

zirkuliert.

Am 25.07.2018 haben Frau Angela Dezelski und Frau Helga Dezelski ihre Anteile

vollständig verkauft und es sind 7 neue Gesellschafter auf Basis der damals gültigen

Satzung beigetreten.

Am 02.11.2018 haben allein die Dezelskis eine neue, abweichende Satzung zum Nachteil

der anderen Gesellschafter beschlossen. Bemerkenswert dabei ist vor Allem:

Die komplett ausgeschiedenen Gesellschafter Angela Dezelski und Helga Dezelski haben

den Beschluss mitgefasst.

Die Motivation hinter der durch die Dezelskis ohne Wissen der Neugesellschafter

initiierten Satzungsänderung indes ist klar:

Der Kaufvertrag vom 25.07.2018 schloss eine Nachschusspflicht aus.

Die ursprüngliche Satzung sah eine wirksame Beschlussfassung nur bei Zustimmung aller

Gesellschafter vor:

Sofort nachdem die Neugesellschafter den notariellen Anteilskaufvertrag geschlossen

haben, änderten die teilweise schon ausgeschiedenen Dezelskis die Satzung ohne alle

Neugesellschafter auch nur zu informieren:
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Durch die Änderung des § 15 von 100% Mehrheit zu “einfacher Mehrheit” wurde

sichergestellt, dass nur die verbleibenden Gesellschafter Andreas und Michael Dezelski

(55%) einen Beschluss im Streitfall fassen können.

Das Ergebnis ist bekannt:

Helga und Angela Dezelski verkauften ihre Anteile an die getäuschten Neugesellschafter

und nahmen diesen danach noch mal eben die Möglichkeit der Einflussnahme auf die

Geschäftsführung.

Andreas Dezelski führte die eWoolution Holding GmbH in die Insolvenz und bereitet nun

sein Ausscheiden aus der eWoolution GmbH zugunsten einer Konkurrenzgesellschaft vor,

die Assets der Beklagten einsetzt.

Wie Helga und Angela Dezelski versucht nun Andreas Dezelski, zum Nachteil der

Neu-Gesellschafter und Darlehensgeber, kurz vor dem selbst prognostizierten Ende der

Beklagten noch eine Nachschusspflicht durchzusetzen, die den Schaden der

Neugesellschafter nochmal vergrößern würde.

Möglich machte all dies überhaupt erst der nun aufgetauchte Gesellschafterbeschluss

vom 02.11.2018, der den Neugesellschaftern bzw. Darlehensgebern, namentlich

Herr Oliver Feldmann,

Herr Stephan Parrandier,

Frau Minh Lissel,

Herr Hannes Bergmann,

Herr Christian Rhode,

Herr Rolf Scheler,

Herr Benett Ricks,

Herr Christian Schulze,
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jegliche Möglichkeit nahm, den Gesellschafterbeschluss zur Nachschusspflicht zu

verhindern. Mit Satzung Stand 18.05.2018 wäre es nicht möglich gewesen einen

derartigen Beschluss zu fassen, da alle Gesellschafter gegen die Nachschusspflicht

gestimmt haben, mit Ausnahme von:

Herr Andreas Dezelski, Geschäftsführer der Skayle Internet UG

Herr Michael Dezelski, Vater von Andreas Dezelski.

Der Gesellschafterbeschluss vom 02.11.2018 ist nichtig.

An dem Beschluss haben Angela und Helga Dezelski mitgewirkt, die ihre Anteile bereits

verkauft hatten.

Hilfsweise: Die JA-Stimmen von Angela und Helga Dezelski erfolgten treuwidrig und sind

in NEIN Stimmen umzudeuten. Begründung: Angela und Helga Dezelski hatten ihre

Anteile bereits auf Basis der Satzung vom 18.05.2018 verkauft. Die nachträgliche

Beschneidung der Gesellschaftsrechte zugunsten ihrer Familienmitglieder Andreas und

Michael Dezelski ist auf Kosten der Neugesellschafter offensichtlich sittenwidrig und ein

Verstoß gegen Treu und Glauben.

Eine Grundlage oder Ermächtigung, warum Angela und Helga Dezelski so gestimmt

haben, kurz nachdem sie ihre Anteile auf Basis der Satzung vom 18.05.2018 verkauft

haben, liegt nicht vor.

Die JA-Stimmen von Michael und Andreas Dezelski sind ebenfalls in NEIN-Stimmen

umzudeuten. Die Stimme mit JA erfolgte ausschließlich um sicherzustellen, dass nur

diese beiden mit ihren 55% eine einfache Mehrheit erreichen und damit jeden der

Neu-Gesellschafter überstimmen konnten. Auch Herr Michael Dezelski hat seine Anteile

auf Basis der Satzung vom 18.05.2018 verkauft.

Die Gesellschafter Feldmann, Parrandier, Bergmann, Rhode, Scheler, Ricks und Schulze

waren nicht geladen. Die Gesellschafter Feldmann, Parrandier, Bergmann, Rhode,

36



Scheler, Ricks und Schulze wurden nicht einmal im Nachgang über den gefassten

Beschluss informiert.

Bei besonders gravierenden Beschlussmängeln sind Gesellschafterbeschlüsse nichtig.

Klassische Nichtigkeitsgründe sind z. B. gravierende Mängel bei der Einberufung der
Gesellschafterversammlung (hier: Nichteinladung einzelner Gesellschafter, keine
schriftliche Einladung). Weitere Fallgruppen sind die inhaltliche Nichtigkeit wegen
Gesetzesverstößen oder Sittenwidrigkeit des Beschlussinhalts.

Eine Gesamtbetrachtung der Umstände, welche hier nicht noch einmal wiederholt werden
soll, belegt mindestens die Sittenwidrigkeit des Beschlusses.

Damit ist die Satzung Stand 18.05.2018 maßgeblich und Herr Andreas Dezelski und sein
Vater Michael Dezelski konnten die streitgegenständliche Nachschusspflicht über 37.500
EUR nicht im Alleingang beschließen.

Die Klage auf Feststellung der Nichtigkeit eines Gesellschafterbeschlusses ist nicht
fristgebunden.

Der Kläger wird in der mündlichen Verhandlung eine Klageerweiterung gem. § 264
Nr. 2 ZPO vornehmen, wenn das Gericht es für sachdienlich hält (§ 139 ZPO), und
den Antrag stellen:

4. Der Beschluss Gesellschafterversammlung der Beklagten vom 02.11.2018 (Urkundenrolle Nr.

1644 für 2018 der Notarin Dr. Martina Kunze), mit dem die Gesellschafterversammlung die

Satzungsänderung beschloss, wird für ungültig erklärt.

Hilfsweise: Es wird festgestellt, dass der vorgenannte Beschluss nichtig ist.

Hilfsweise: Es wird festgestellt, dass der vorgenannte Beschluss nicht gefasst ist.
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H. Zusammenfassung

Der notarielle Kaufvertrag vom 25.07.2018 schloss eine Nachschusspflicht aus.

Der streitgegenständliche Gesellschafterbeschluss hätte mit 100% der

Gesellschafterstimmen gefasst werden müssen.

Der Gesellschafterbeschluss erging bei einer Informationslage, die die Geschäftsführung

bewusst und gewollt niedrig hielt. Auskunftsanfragen der Gesellschafter wurden nicht

beantwortet.

Der Gesellschafterbeschluss erging zu einem Zeitpunkt, zu dem der Geschäftsführer

bereits für eine oder mehrere  Konkurrenzgesellschaften tätig war.

Der Gesellschafterbeschluss ist damit nicht nur gem. §§ 138, 242 BGB nichtig.

Die einzigen Verkäufer der Anteile waren alle aus der Familie Dezelski. Die Familie hält bis

heute mit 55% der Anteile die Mehrheit der Gesellschaft (u ̈ber 50%) und sind die

einzigen, die ein festes Gehalt aus der Gesellschaft beziehen. Nun wir versucht eine

Nachschusspflicht zu aktivieren, die in einer völlig unverhältnismäßigen Summe (das 8,3

fache!!!! vom Anteilsverkaufswert) besteht. Und genau das sollte der Kaufvertrag regeln,

das genau das nicht passiert. Das erscheint missbräuchlich bis sittenwidrig. Dabei macht

es auch keinen Unterschied, ob die Nachschusspflicht direkt nach dem Verkauf oder

eben erst jetzt aktiviert wurde. Die Wesentlichen Kosten der Gesellschaft liegen im Gehalt

der Dezelskis und dem Firmenwagen, den A. Dezelski fährt bzw. fuhr. Zusätzlich arbeitet

er noch für eigene neue Firmen, denen er als Geschäftsfu ̈hrer vorsteht – und das bei

vollen GF Bezu ̈gen bei der eWoolution GmbH. Ein besonders schwerwiegender Verstoß

gegen das Wettbewerbsverbot liegt vor, wenn der Geschäftsfu ̈hrer sich in der Branche

der GmbH selbstständig macht. Genau das ist passiert. Und es werden sogar

Technologien eingesetzt, Texte und Strukturen kopiert, welche die eWoolution GmbH

entwickelt und bezahlt hat - insbesondere aus Gesellschaftermitteln
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(Gesellschafterdarlehen 75 TEUR). Dies ist eine besonders schwerwiegende Untreue und

u ̈berschreitet die Schwelle deutlich in den strafrechtlichen Bereich. Der Gipfel ist natu ̈rlich

die von Andreas Dezelski initiierte Nachschusspflicht an sich, mit der weitere 37.500 EUR

ergaunert werden sollen.

Mirco Lehr
Rechtsanwalt
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Gesellschaftsvertrag der drimendo GmbH 

(Stand gemäß Gesellschafterbeschluss vom 29.09.2017) 

I.Allgemeines

§ 1 Firma, Sitz und Dauer

1. Die Gesellschaft führt die Firma drimendo GmbH und hat ihren Sitz in Neu-
Anspach.

2. Die Dauer der Gesellschaft ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschränkt.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von
Videokassetten und sonstigen Tonträgern; ferner die Vornahme und Ausführung aller
damit zusammenhängenden Geschäfte und Handlungen, soweit sie zur Erreichung des
Gesellschaftszweckes erforderlich werden oder erscheinen.

2. Die Gesellschaft darf Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten, andere
Unternehmen erwerben oder pachten, solche errichten, sich an solchen beteiligen oder
deren Vertretung übernehmen.

§ 3 Geschäftsjahr und Bekanntmachungen

1. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr; das erste Geschäftsjahr endete am 31. Dezember
1983.

2. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch den Bundesanzeiger.

II. Stammkapital und Geschäftsanteile

§ 4 Stammkapital und Stammeinlagen

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 204.516,75 (in Worten: Euro
zweihundertviertausendfünfhundertsechzehn, fünfundsiebzig Cent).

2. Die Einlagen werden in bar erbracht.

3. Mehrere Geschäftsanteile, die sich in der Hand desselben Gesellschafters vereinigen,
können zu einem Geschäftsanteil zusammengelegt werden, sofern die
zusammenzulegenden Geschäftsanteile voll eingezahlt sind.

§ 5 Verfügungen über Geschäftsanteile, Vorkaufsrecht, Erwerb eigener Geschäftsanteile

1. Die Veräußerung oder Abtretung sowie Verpfändung von oder eine sonstige
Verfügung über Geschäftsanteile oder Teile derselben, sowie die Teilung von

ANLAGE SS 1
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Geschäftsanteilen bedürfen der schriftlichen Genehmigung der Gesellschaft aufgrund 
eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung mit zweidrittel Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Die vorgenannten Verfügungen über Geschäftsanteile sind der 
Gesellschaft gegenüber erst dann wirksam, wenn deren Vollziehung der Gesellschaft 
urkundlich nachgewiesen ist. 

2. Beabsichtigt ein Gesellschafter, seinen Geschäftsanteil oder Teile desselben zu 
veräußern oder abzutreten, so ist er verpflichtet, diesen den übrigen Gesellschaftern 
anzubieten. Die übrigen Gesellschafter haben binnen vier Wochen das Angebot 
anzunehmen oder abzulehnen. 

3. Darüber hinaus räumen sich die Gesellschafter gegenseitig ein Vorkaufsrecht an ihren 
Geschäftsanteilen ein. Das Vorkaufsrecht ist ebenfalls binnen vier Wochen nach 
Vorlage des schriftlichen Drittangebotes auszuüben. 

4. Sind in den Fällen des Absatzes 2. und/oder 3. Mehrere interessierte oder 
vorkaufsberechtigte Gesellschafter vorhanden, so steht ihnen der betreffende zu 
veräußernde oder abzutretende Geschäftsanteil im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
zu. Macht ein Gesellschafter von seinen Rechten gemäß Absatz 2. und 3. keinen 
Gebrauch, so wächst der auf ihn entfallende Anteil den übrigen Gesellschaftern 
ebenfalls im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile zu.  

5. Erfolgt die Übertragung im Wege des Tausches oder durch die Verpflichtung zur 
Erbringung von Leistungen, welche die vorkaufsberechtigten Gesellschafter nicht zu 
erbringen vermögen, so erhalten die übrigen Gesellschafter anstelle des 
Vorkaufsrechts ein Ankaufsrecht. Für dieses Ankaufsrecht gelten die Bestimmungen 
über das Vorkaufsrecht und die des § 21 Absatz 4. entsprechend. 

6. Bei Verstößen gegen die vorstehenden Vereinbarungen und bei Scheinangeboten ist 
die Übertragung unwirksam. Der betreffende Gesellschafter scheidet aus der 
Gesellschaft aus und wird von dieser nach den Bestimmungen des § 20 Absatz 4. und 
5. abgefunden. 

7. Die Gesellschaft darf Geschäftsanteile, auf welche die Stammeinlage voll eingezahlt 
ist, aus dem über den Betrag des Stammkapitals hinaus vorhandenen Vermögen 
erwerben. Die eigenen Geschäftsanteile der Gesellschaft sollen auf die Gesellschafter 
im Verhältnis ihrer Stammeinlagen aufgeteilt werden, sobald dies wirtschaftlich 
vertretbar ist. Verfügungen über eigene Geschäftsanteile bedürfen eines Beschlusses 
der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von zweidrittel der abgegebenen 
Stimmen. 

8. Die eigenen Geschäftsanteile der Gesellschaft besitzen in der 
Gesellschafterversammlung kein Stimmrecht und ebenso kein Recht auf 
Gewinnbeteiligung gemäß § 19. 

§ 6 Vererbung von Geschäftsanteilen 

1. Beim Tode eines Gesellschafters ist dessen Ehepartner berechtigt, in die bestehenden 
Gesellschaftsrechte einzutreten. Dies jedoch nur dann, wenn zu dem Zeitpunkt des 
Todes des Gesellschafters ein gemeinsamer Haushalt mit dem Ehepartner geführt 
wurde. Weitere Erbberechtigte können nicht Gesellschafter werden, vielmehr ist beim 
Tode eines Gesellschafters der Geschäftsanteil des verstorbenen Gesellschafters gegen 
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Entgelt einzuziehen – außer Ehegattenberechtigung – oder an die Gesellschaft selbst 
oder an die anderen Gesellschafter geteilt im Verhältnis ihrer Beteiligung (unter 
Berücksichtigung des § 5 GmbHG) abzutreten. 

2. Die übrigen Gesellschafter sind verpflichtet, den Geschäftsanteil zu übernehmen, 
sofern dieser nicht durch die Gesellschaft eingezogen wird. 

3. Die Rechte aus dem Geschäftsanteil ruhen bis zur Abtretung an die übrigen 
Gesellschafter. 

4. Für die Ermittlung des Wertes des Geschäftsanteils und dessen Auszahlung gelten die 
Bestimmungen des § 20 Absatz 4. und 5. entsprechend. 

§ 7 Nachschusspflicht 

Über den Betrag der Stammeinlagen hinaus können die Gesellschafter die Einforderung von 
weiteren Einzahlungen beschließen; diese dürfen aber insgesamt ein Viertel der 
Stammeinlagen nicht übersteigen. 

III. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 

§ 8 

Organe der Gesellschaft sind 

a) die Geschäftsführer 

b) die Versammlung der Gesellschafter. 

§ 9 Vertretung der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten, 

a) wenn nur ein Geschäftsführer bestellt ist durch den Geschäftsführer 

b) wenn mehrere Geschäftsführer bestellt sind durch jeweils einen Geschäftsführer 
allein. 

2. Die Gesellschafterversammlung kann mit zweidrittel Mehrheit auch Geschäftsführer 
und stellvertretende Geschäftsführer bestellen und abberufen, die abweichend von   
Satz 1 b) nicht alleinvertretungsberechtigt sind. 

3. Der alleinvertretungsberechtigte Geschäftsführer ist berechtigt, für bestimmte 
Aufgaben Spezialvollmachten an Gesellschafter zu erteilen. 

§ 10 Bestellung der Geschäftsführer und Prokuristen 

1. Es können ein oder mehrere Geschäftsführer bestellt werden. Die Bestellung von 
stellvertretenden Geschäftsführern, die in Bezug auf die Vertretung der Gesellschaft 
nach außen dieselben Rechte wie ordentliche Geschäftsführer haben, ist zulässig. 

2. Jeder Geschäftsführer ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 
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3. Die Bestellung der Geschäftsführer und ihrer Stellvertreter sowie der Abschluss der 
Anstellungsverträge mit diesen sowie der Widerruf der Bestellung erfolgt durch die 
Gesellschafterversammlung. 

4. Die Bestellung und Abberufung von Prokuristen erfolgt durch die Geschäftsführer. 

§ 11 Aufgaben und Umfang der Geschäftsführung, Zustimmungspflichte Geschäfte 

1. Die Geschäftsführung hat das Gesellschaftsvermögen so zu verwalten, dass der 
Gesellschaftszweck gemäß § 2 verfolgt werden kann. Hierbei ist die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns anzuwenden. 

2. Im übrigen hat die Geschäftsführung der Gesellschaft gegenüber die Beschränkungen 
einzuhalten, die sich durch Gesetz, die Satzung und einen Beschluss der 
Gesellschafterversammlung ergeben. 

3. Maßnahmen und Handlungen, die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft hinausgehen oder in ihrer wirtschaftlichen oder finanziellen Bedeutung 
von besonderer Auswirkung sind, bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
Gesellschaft.  

Zustimmungspflichtige Geschäfte sind insbesondere: 

a) der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundbesitz, 

b) der Erwerb und die Veräußerung von gewerblichen Urheberrechten, Patenten, 
Gebrauchsmustern sowie die Vergabe von Lizenzen, 

c) die Errichtung oder Aufgabe von Zweigbetrieben oder Niederlassungen, Änderungen 
des Geschäftslokals,  

d) die Übernahme von Beteiligungen oder der Erwerb anderer Unternehmen, das 
Eingehen von Interessengemeinschaften etc., 

e) die Übernahme von Bürgschaften, 

f) die Aufnahme von Krediten – ausgenommen Lieferantenkredite und 
Kontokorrentkredite bis zu EUR 511.291,88 – sowie von gesicherten und 
ungesicherten Darlehen, 

g) die Hergabe von Darlehen über EUR 25.564,59 und von ungesicherten Darlehen über 
EUR 2.546,46, 

h) die Vornahme von Verpfändungen, Sicherungsübereignungen sowie die 
Zurverfügungstellung anderer Sicherheiten außerhalb des üblichen Geschäftsverkehrs, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Aufnahme von Krediten und Darlehen, 

i) die Erteilung und der Widerruf von Prokura und Handlungsvollmacht,  

j) der Abschluss und die Auflösung von Verträgen mit leitenden Angestellten, 

k) der Abschluss von Verträgen, die ein Dauerschuldverhältnis zum Gegenstand haben 
mit einjähriger oder längerer Laufzeit; das gleiche gilt für deren Kündigung, 
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l) die Anschaffung von Gegenständen des Anlagevermögens, soweit sie im Einzelfall 
EUR 51.129,19 incl. Steuern übersteigen. 

§ 12 Einberufung der Versammlung der Gesellschafter 

1. Die Versammlung der Gesellschafter wird durch den oder die Geschäftsführer mittels 
eingeschriebenen Briefes mit einer Frist von mindestens vier Wochen einberufen. 

2. Die ordentliche Versammlung der Gesellschafter soll innerhalb der ersten sechs 
Monate eines jeden Geschäftsjahres abgehalten werden. Außerordentliche 
Versammlungen der Gesellschafter können so oft einberufen werden, wie es im 
Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint, und sind immer dann von dem oder 
den Geschäftsführern einzuberufen, wenn einer der Gesellschafter dies verlangt. 

§ 13 Vorsitz in der Versammlung der Gesellschafter 

1. Zum Vorsitz in der Versammlung der Gesellschafter ist der den Lebensjahren nach 
älteste Gesellschafter berufen. 

2. Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der 
Verhandlungsgegenstände sowie die Form der Abstimmung. 

§ 14 Stimmrecht 

1. Je EUR 511,29 Nennwert eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Für die Vollmacht ist 
die schriftliche Form erforderlich und ausreichend. 

§ 15 Beschlussfassung der Versammlung der Gesellschafter 

1. Die Beschlüsse der Versammlung der Gesellschafter bedürfen stets einer Mehrheit von 
100 % (in Worten: einhundert vom Hundert) der Stimmen aller Gesellschafter. 

2. Beschlüsse der Gesellschafter zu einzelnen besonders bezeichneten 
Verhandlungsgegenständen können statt in einer Gesellschafterversammlung auch 
durch schriftliche, fernschriftliche, telegrafische oder fernmündliche Stimmabgabe 
gefasst werden, wenn sich sämtliche Gesellschafter mit der jeweiligen Art der 
Beschlussfassung gegenüber der Geschäftsführung innerhalb einer Frist von einer 
Woche einverstanden erklären. 

3. Im Falle der Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

4. Ein Gesellschafter kann das Stimmrecht für sich oder für andere auch dann ausüben, 
wenn er durch eine Beschlussfassung entlastet oder von einer Verbindlichkeit befreit 
werden soll. Das gleiche gilt, wenn die Vornahme eines Rechtsgeschäftes oder die 
Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites einem Gesellschafter gegenüber 
Gegenstand der Beschlussfassung sind. 
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§ 16 Niederschrift über die Versammlung der Gesellschafter 

1. Über die Verhandlungen in der Versammlung der Gesellschafter ist, soweit nicht eine 
notarielle Beurkundung erfolgt oder erforderlich ist, eine Niederschrift aufzunehmen, 
die von dem Vorsitzenden zu unterschreiben ist. 

2. Die Niederschrift, der ein vom Vorsitzenden der Versammlung der Gesellschafter zu 
unterzeichnendes Verzeichnis der erschienenen oder vertretenen Gesellschafter und 
der Vertreter von Gesellschaftern beizufügen ist, hat für die Gesellschafter sowohl 
untereinander als auch in Beziehung auf ihrer Vertreter volle Beweiskraft. 

3. Eine Beifügung der Vollmacht zu der Niederschrift ist erforderlich. 

4. Eine Kopie dieser Niederschrift ist jedem Gesellschafter innerhalb einer Frist von vier 
Wochen zuzustellen. Ein eventueller Einspruch gegen die Richtigkeit dieser 
Niederschrift ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Zugang der Niederschrift 
schriftlich an den Geschäftsführer zu richten. 

§ 17 Jahresabschluss, Entlastung der Geschäftsführer 

1. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss für das vergangene Geschäftsjahr zu 
erstellen und diesen zu erläutern. Zusammen mit dem Vorschlag für die Verteilung des 
Reingewinnes ist der Jahresabschluss in den ersten fünf Monaten des folgenden 
Geschäftsjahres den Gesellschaftern zu übermitteln.  

2. Die Versammlung der Gesellschafter beschließt alljährlich nach Entgegennahme 
dieser Unterlage in einer ordentlichen Gesellschafterversammlung über die 
Genehmigung des Jahresabschlusses, die Entlastung der Geschäftsführung und über 
die Verteilung des Reingewinnes. 

§ 18 Gewinnverteilung, Gewährung von Darlehen, Verzinsung 

1. Der durch die Bilanz festgestellte Reingewinn wird an die Gesellschafter nach dem 
Verhältnis ihrer Geschäftsanteile verteilt, wenn nicht die Versammlung der 
Gesellschafter einstimmig etwas anderes beschließt. 

2. Der oder die Geschäftsführer sind nicht befugt, außerhalb eines den gesetzlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses den Gesellschaftern oder 
ihnen nahestehenden Personen oder Gesellschaften Vorteile irgendwelcher Art 
vertragsgemäß oder durch einseitige Handlungen zuzuwenden.  

Sollten den genannten Personen oder Gesellschaften entgegen diesen Bestimmungen 
Vorteile zugewendet worden sein, sind diese verpflichtet, diese Vorteile zu erstatten 
oder entsprechenden Wertersatz zu leisten. Ist dies aufgrund eines über die 
Zuwendung abgeschlossenen Vertrages oder aus sonstigen rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht möglich, so besteht für die betreffenden Gesellschafter 
gegenüber der Gesellschaft eine Verpflichtung zum Wertausgleich, die die 
Gesellschaft auch durch Aufrechnung mit künftigen Gewinnansprüchen des 
betreffenden Gesellschafters geltend machen kann. 

3. Bezüglich der Gehaltsvereinbarungen mit dem Gesellschafter-Geschäftsführer wird 
bestimmt, dass das steuerlich als angemessen anzusehende Gehalt als vereinbart gilt, 
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wenn von Seiten der Finanzverwaltung oder der Finanzgerichte die 
Gehaltsvereinbarung der Höhe nach als unangemessen festgestellt wird.  

4. Die Gesellschafterversammlung kann mit einfacher Mehrheit die Anforderung von 
Darlehen der Gesellschafter bis zur Höhe der jährlichen Gewinnausschüttung 
beschließen, wenn dies notwendig ist, um den Bestand und die Zahlungsfähigkeit 
sowie den korrekten Geschäftsverlauf der Gesellschaft zu gewährleisten. 

5. Die von den Gesellschaftern der Gesellschaft über die einzelnen Stammeinlagen 
gemäß § 4 Absatz (1) hinaus gewährten Darlehen werden grundsätzlich mit 2% 
jährlich über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank verzinst, sofern 
nicht die Gesellschafterversammlung etwas anderes beschließt. Die Darlehenszinsen 
sind jeweils am Schluss eines Kalenderjahres fällig. 

IV. Sonstiges 

§ 19 Kündigung der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft kann unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Schluss 
eines jeden Kalenderjahres von jedem Gesellschafter gekündigt werden. Die 
Kündigung hat durch eingeschriebenen Brief sowohl gegenüber der Gesellschaft als 
auch den anderen Gesellschaftern zu erfolgen. Unberührt bleibt das Recht jedes 
Gesellschafters, aus wichtigem Grund zu kündigen. 

2. Im Falle der Kündigung wird die Gesellschaft von dem oder den übrigen 
Gesellschaftern fortgesetzt, wenn sie dies binnen einem Monat nach Zugang der 
Kündigung dem kündigenden Gesellschafter gegenüber, der sodann aus der 
Gesellschaft ausscheidet, schriftlich erklären. 

3. Bei Fortsetzung der Gesellschaft durch die verbleibenden Gesellschafter steht diesen 
ein Optionsrecht auf den Geschäftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters im 
Verhältnis ihrer Beteiligung am Stammkapital zu. Macht ein Gesellschafter von 
diesem Optionsrecht keinen Gebrauch, so steht dessen Anteil den übrigen 
Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Beteiligung am Stammkapital zu. Wird das 
Optionsrecht von keinem der verbleibenden Gesellschafter ausgeübt, so ist der 
Geschäftsanteil des betreffenden Gesellschafters einzuziehen. 

4. Der ausscheidenden Gesellschafter ist der Gegenwert seines Geschäftsanteils 
auszuzahlen. Zum Zwecke der Feststellung des Gegenwertes ist von der 
Geschäftsführung zum Zeitpunkt des Ausscheidens eine Abfindungsbilanz nach 
Steuerrecht aufzustellen, die an die Steuerbilanz des letzten Jahresabschlusses 
anschließt. Dabei sind alle Aktiven und Passiven mit dem wahren Wert anzusetzen, 
stille Reserven und Rücklagen sind aufzulösen. Ein Firmenwert wird nicht 
berücksichtigt. Der so ermittelte Gesamtwert ist auf die Geschäftsanteile im Verhältnis 
der Anteile am Stammkapital umzulegen. Sollte anlässlich einer späteren 
Betriebsprüfung die Steuerbilanz geändert werden, so verbleibt es trotzdem bei der 
Abfindungsbilanz gemäß Satz 2. 

5. Der Gegenwert ist dem ausscheidenden Gesellschafter innerhalb von drei Jahren und 
drei gleichen Raten in der Weise auszuzahlen, dass die erste Rate ein Jahr nach dem 
Ausscheiden und die folgenden Raten je ein Jahr später zu leisten sind. Den 
Auszahlungspflichtigen bleibt es unbenommen, den Gegenwert in kürzerer Frist 
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auszuzahlen. Der jeweils noch nicht gezahlte Betrag ist vom Tage des Ausscheidens 
an bis zum Tage der restlichen Auszahlung mit 2% über dem jeweiligen Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen; die Raten sind einschließlich der 
fälligen und zahlbaren Zinsen zu leisten.  

§ 20 Auflösung der Gesellschaft, Ausschließung eines Gesellschafters, Einziehung 

von Geschäftsanteilen 

1. Wird die Gesellschaft im Falle einer Kündigung nicht fortgesetzt oder beschließt die 
Gesellschafterversammlung die Auflösung der Gesellschaft, wozu eine Mehrheit von 
zweidrittel der abgegebenen Stimmen erforderlich ist, wird die Gesellschaft aufgelöst; 
es erfolgt die Liquidation durch den oder die Geschäftsführer, sofern nicht durch die 
Gesellschafterversammlung andere Liquidatoren bestellt sind.  

2. Aus wichtigem Grund kann die Gesellschafterversammlung die Ausschließung eines 
Gesellschafters durch Einziehung dessen Geschäftsanteils beschließen. 

3. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn 

a) Über das Vermögen eines Gesellschafters das Konkurs- oder Vergleichsverfahren 
eröffnet oder die Zwangsvollstreckung in seinen Geschäftsanteil betrieben wird, 
ohne dass es dem betroffenen Gesellschafter gelingt, die Aufhebung der 
Zwangsvollstreckung binnen Monatsfrist herbeizuführen; 

b) Ein weiteres Verbleiben des betroffenen Gesellschafters in der Gesellschaft für 
diesen untragbar ist, vor allem, wenn der Gesellschafter eine ihm nach dem 
Gesellschaftsvertrag oder aufgrund eines Beschlusses der 
Gesellschafterversammlung obliegende wesentliche Verpflichtung vorsätzlich oder 
aus grober Fahrlässigkeit verletzt oder wenn die Erfüllung einer solchen 
Verpflichtung unmöglich ist; 

c) In Bezug auf das Verhalten eines Gesellschafters die Voraussetzungen der §§ 61 
und 62 GmbH-Gesetz erfüllt sind. 

4. Für die Auszahlung des ausgeschlossenen Gesellschafters gelten die Bestimmungen 
des § 20 Absätze (4) und (5) entsprechend. 

§ 21 Informations- und Kontrollrecht 

1. Jeder Gesellschafter kann in Angelegenheiten der Gesellschaft innerhalb oder 
außerhalb einer Gesellschafterversammlung Auskunft verlangen, Bücher und 
Schriften einsehen, sowie sich durch Betriebsbesichtigungen informieren. Dieses 
Informations- und Kontrollrecht kann auch durch einen beauftragten sachverständigen 
Dritten ausgeübt werden. 
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§ 22 Auslegung und Teilnichtigkeit des Gesellschaftsvertrages 

1. Die Bestimmungen dieses Vertrages sind so auszulegen, dass möglichst der Bestand 
der Gesellschaft gesichert ist. Im Übrigen gelten ergänzend die Bestimmungen des 
GmbH-Gesetzes. 

2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder angefochten 
werden, so sollen sie so gedeutet werden, dass der mit der betreffenden Bestimmung 
verbundene wirtschaftliche Zweck erreicht wird. Die Gültigkeit aller übrigen 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages wird dadurch nicht berührt. 

§ 23 Gerichtsstand 

1. Bei allen Meinungsverschiedenheiten, die sich aus diesem Gesellschaftsvertrag, seiner 
Entstehung, seiner Wirksamkeit oder seiner Auslegung während oder nach Ablauf des 
Gesellschaftsverhältnisses ergeben, soll unter den Gesellschaftern zunächst der 
Versuch unternommen werden, diese Meinungsverschiedenheit in einer mündlichen 
Besprechung gütlich beizulegen. Gelingt das nicht, so werden alle Streitigkeiten vor 
den ordentlichen Gerichten ausgetragen. 

2. Gerichtsstand und Erfüllungsort ist der Sitz der Gesellschaft. 

§ 24 Kosten 

Die Kosten des Gesellschaftsvertrages und seiner Durchführung (einschließlich aller 
Nebenkosten) gehen zu Lasten der Gesellschaft. 



G E S C H Ä F T S F Ü H R E R  -  V E R T R A G 

Zwischen der Firma eWoolution GmbH 

Neue Rothofstraße 13-19 

60313 Frankfurt am Main 

- nachstehend Gesellschaft genannt    -

und Herrn Andreas Dezelski 

Fauerbacher Straße 53 

61169 Friedberg 

- nachstehend Geschäftsführer genannt    -

wird folgender Geschäftsführer-Vertrag geschlossen: 

1. Aufgabenbereich

Herr Andreas Dezelski wird als Geschäftsführer angestellt.

Der Geschäftsführer vertritt – gegebenenfalls zusammen mit anderen Geschäftsführern – die

Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. Ihm steht Einzelgeschäftsführungs- und

Einzelvertretungsbefugnis zu.

Der Geschäftsführer führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der gesetzlichen

Bestimmungen, des Gesellschaftsvertrages sowie der Geschäftsordnung für die

Geschäftsführung und der Gesellschafterbeschlüsse, die die Tätigkeit der Geschäftsführung

betreffen.

Der Geschäftsführer ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.

2. Pflichten und Verantwortlichkeit

Der Geschäftsführer hat sein Amt mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu führen.

Hierbei hat er für die wirtschaftlichen, finanziellen und organisatorischen Belange der
Gesellschaft in bester Weise Sorge zu tragen.

Der Geschäftsführer nimmt die Pflichten und Rechte des Arbeitgebers im Sinne der arbeits- 

und sozialrechtlichen Vorschriften wahr.

3. Umfang der Geschäftsführungsbefugnis

Die Geschäftsführungsbefungnis erstreckt sich auf alle Handlungen, die der gewöhnliche

Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft mit sich bringt.

Zur Vornahme von Handlungen, die über den üblichen Betrieb des Unternehmens

hinausgehen, bedarf der Geschäftsführer der vorherigen Zustimmung der Gesellschaft.

Hierzu zählen insbesondere folgende Rechtsgeschäfte:

a) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken oder grundstücksgleicher Rechte

sowie die Verpflichtung zur Vornahme solcher Geschäfte;
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b) Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen, Verkauf oder Verpachtung des Betriebes 

oder von Betriebsteilen; 

c) Eingehung von Wechselverbindlichkeiten und Bürgschaftsverpflichtungen; 

d) Einführung oder Änderung einer betrieblichen Altersversorgung; 

e) Maßnahmen im Sinne des Umwandlungsgesetzes. 

 

 

4. Vertragsdauer - Kündigung 

 

Das Vertragsverhältnis wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

Das Vertragsverhältnis kann von jeder Partei innerhalb einer Frist von sechs Monaten zum 

Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. 

Der Anstellungsvertrag kann aus wichtigem Grund ohne Kündigungsfrist gekündigt werden. 
Wichtige Gründe sind insbesondere: 

a) Liquidation der Gesellschaft, 

b) Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der Gesellschaft. 

 

Die Kündigung aus wichtigem Grund (wie im Arbeitsrecht allgemein) bleibt für beide Teile 

jederzeit vorbehalten. Der letzte Satz des vorstehenden Absatzes gilt entsprechend. 

              Die Gesellschaft ist im Falle einer ordentlichen Kündigung berechtigt, den Geschäftsführer bei   

              Weitergewährung seiner Bezüge zu beurlauben. Ein solcher Urlaub ist auf einen dem  

              Geschäftsführer etwa noch zustehenden Urlaub gemäß Punkt 10  dieses Vertrages  

              anzurechnen. 

 

 

5. Vergütung 

 

Der Geschäftsführer erhält für seine Tätigkeit ein festes Monatsgehalt in Höhe von  

€ 4.500,00 brutto (in Worten: Viertausendfünfhundert Euro), welches jeweils am 

Monatsende gezahlt wird. Das Gehalt beinhaltet eine vermögenswirksame Leistung in Höhe 

von 40 EUR, die von der Gesellschaft entrichtet wird. 

 

Die Gesellschaft beteiligt sich mit einem steuerfreien Zuschuss an der privaten 
Krankenversicherung (PKV) in Höhe von 50 Prozent. Die Gesellschaft zahlt jedoch maximal 

den Höchstbeitrag, die sie auch zur gesetzliche Krankenversicherung ihrer Mitarbeiter 

beisteuern würde. Der Höchstbeitrag richtet sich nach dem Arbeitgeberanteil und der 

Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung. 

 

 

6. Gehaltsfortzahlung 

 

Im Falle unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit oder Unfall wird das Gehalt 

gemäß Nr. 5 für die Dauer von drei Monaten fortgezahlt. 

 

 

7. Firmenwagen und Reisekosten 

 

Der Geschäftsführer hat Anspruch auf einen Firmenwagen (Wert in Höhe von 100.000,00 €), 

den der Geschäftsführer privat nutzen darf. Die auf die private Nutzung entfallende Steuer 

trägt der Geschäftsführer. 

Kosten für Dienstreisen werden erstattet, soweit es sich um Reisekosten und sonstige 

Auslagen handelt, die im Interesse der Gesellschaft notwendig und angemessen sind. 

 



 

8. Nebentätigkeiten 

 

Der Geschäftsführer stellt der Gesellschaft seine gesamten Kenntnisse und Erfahrungen zur 

Verfügung. Der Geschäftsführer kann, soweit dadurch die Tätigkeit für die Gesellschaft 

nichtbeeinträchtigt wird, ehrenamtlich oder entgeltlichen Nebentätigkeiten nachgehen. 

 

 

9. Urlaub 

 

Der Geschäftsführer hat Anspruch auf einen bezahlten Urlaub von 28 Arbeitstagen. Der 

Urlaub ist in Abstimmung mit den anderen Geschäftsführern so festzulegen, dass die Belange 

der Gesellschaft nicht beeinträchtigt werden. 
 

 

10. Arbeitszeit 

 

Der Geschäftsführer ist an bestimmte Arbeitszeiten nicht gebunden. Im Allgemeinen gelten 

jedoch mindestens die Arbeitszeiten, wie sie auch für andere Geschäftsführer und 

Arbeitnehmer gelten. 

 

 

11. Verschwiegenheitspflicht 

 

Der Geschäftsführer ist verpflichtet, gegenüber Dritten über alle Angelegenheiten der 

Gesellschaft, gleich welcher Art, und auch über Geschäfte befreundeter Firmen, von denen 

er Kenntnis erhält, strengstes Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung besteht nach 

Beendigung des Vertrages fort. 

 

 

12. Rückgabe von Unterlagen 

 

Der Geschäftsführer hat bei seinem Ausscheiden sämtliche Unterlagen, Urkunden, 
Auszeichnungen, Notizen und hiervon gefertigte Durchschriften oder Kopien, sowie alle 

elektronisch gespeicherte Daten unaufgefordert an die Gesellschaft zurückzugeben. Dem 

Geschäftsführer steht an den in vorstehendem Satz genannten Unterlagen kein 

Zurückhaltungsrecht zu. 

 

 

13. Schlussbestimmungen 

 

Mündliche Abreden oder Nebenabreden sind nicht getroffen. 

Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform; dies gilt auch für 

die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

Falls einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sind, wird hierdurch die Gültigkeit 

der übrigen Bestimmungen nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmungen soll 

eine angemessene Regelung treten, die dem am nächsten kommt, was die 

Vertragsschließenden gewollt haben. Entsprechendes gilt, wenn dieser Vertrag lückenhaft 

sein sollte. 

Dieser Vertrag ist in zwei Originalen ausgefertigt, von denen jede Partei eines erhält. 

 

Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft. 

 



Frankfurt am Main, den 

 

 

 

 

_______________________________ ________________________________ 

Gesellschaft Geschäftsführer 
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Kontoauszug 1/2017 (Duplikat)

Konto-Nr. 200477676, DE77 5005 0201 0200 4776 76 Webshop Factory GmbH

011 02 53 80
Herrn
Oliver Feldmann
Ziegelhüttenweg 49
60598 Frankfurt am Main

Datum Wert Erläuterung Betrag EUR

Kontostand am 30.12.2016, Auszug Nr.   12 28.104,68+

02.01.2017 02.01.2017 SEPA Überw. OB/EB
Julian Mai PC/EDV Dienstleistungen  Rechnungsnummer: 2016/019

DATUM 02.01.2017, 16.36 UHR         1.TAN 308828

490,00-

02.01.2017 02.01.2017 Kartenzahlung/-en
APPLE STORE R352//FRANKFURT/DE/0    2016-12-30T12:41:32 Karte2 2017-12

144,90-

02.01.2017 02.01.2017 SEPA Überw. OB/EB
Simon Sprankel Rechnung Nr. 201536

DATUM 02.01.2017, 16.39 UHR 1.TAN 593586

124,95-

02.01.2017 02.01.2017 Kartenzahlung/-en
APPLE STORE R352//FRANKFURT/DE/0    2016-12-29T08:58:34 Karte2 2017-12

53,10-

02.01.2017 02.01.2017 SEPA Eingang
drimendo GmbH Kdnr. 10067 Re. RE0203 vom 21.12.16

.

500,99+

03.01.2017 03.01.2017 SEPA Eingang
Novalnet AG 201609-94949-47278 AUSZAHLUNG FUER

HOLDBACK FOR 2016-09 201609-94949-47278

9,80+

04.01.2017 04.01.2017 Belastung
Jahresentgelt SEPA-FirmenLS Firma E xcellent Business   Center GmbH DE7

9ZZZ00000037153 59801

10,00-

04.01.2017 04.01.2017 SEPA Eingang
PROTECTED SHOPS GMBH UB-009-2016-011

204,11+

09.01.2017 09.01.2017 SEPA-Basislastschrift
http.net Internet GmbH Http.net Internet GmbH FIBU 32938 R

ENR 00169798 0000000025272

KU00025040 Gläubiger-ID: DE29ZZZ00000009632

498,63-

09.01.2017 09.01.2017 SEPA Überw. OB/EB
B.C. Schulze Rechnung Nr. 2030-2017

DATUM 09.01.2017, 14.50 UHR 1.TAN 584896

339,90-

Ihr Ansprechpartner:
Stephan Schott
FinanzCenter Hauptwache
An der Hauptwache 3
60255 Frankfurt am Main
Telefon 069 2641-2981
Telefax 069 2641-5011
hauptwache@frankfurter-sparkasse.de

28. Februar 2017
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Kontoauszug 1/2017 (Duplikat)

Konto-Nr. 200477676, DE77 5005 0201 0200 4776 76 Webshop Factory GmbH

Datum Wert Erläuterung Betrag EUR

19.01.2017 19.01.2017 Kartenzahlung/-en
DEPOT 1899 WIRTSHAUS FRANKF//Frankf urt/DE

2017-01-17T23:35:33 Karte3 2017-12

94,20-

19.01.2017 19.01.2017 SEPA Eingang
Alfahosting GmbH 030706/01/2017-PP Abrechnung Partne

rprogramm alfahosting.de 030706/01/2017-PP

83,30+

19.01.2017 19.01.2017 SEPA Eingang
webgo GmbH webgo Premiumpartner Provision Part

ner ID rs001

214,20+

20.01.2017 20.01.2017 SEPA-Dauerauftrag
Rolf Scheler Vergütung / Gehalt Webshop Factory

GmbH Rolf Scheler

2.098,49-

20.01.2017 20.01.2017 SEPA-Dauerauftrag
Oliver Feldmann Vergütung / Gehalt Webshop Factory

GmbH Oliver Feldmann

2.098,49-

20.01.2017 20.01.2017 SEPA-Basislastschrift
steuerberaten.de Steuerberatungsges ellschaft mbH

STEUERBERATEN DE MDT 25334 RE 69720

eqAX9S.148463617280484 SMR4807

Gläubiger-ID: DE49ZZZ00000489034

138,96-

20.01.2017 20.01.2017 SEPA Eingang
FA FFM. IV ERSTATT.04724811471 KOERPST 4VJ.16

883,00 EUR, SOL.KST 4VJ.16 48,56 EU R

04724811471 KOERPSG1801201704750012

931,56+

23.01.2017 23.01.2017 SEPA Eingang
drimendo GmbH Kdnr. 10067 Re. 10067 vom 29.12.16.

2.851,84+

25.01.2017 25.01.2017 Kartenzahlung/-en
DEPOT 1899 WIRTSHAUS FRANKF//Frankf urt/DE

2017-01-24T20:29:55 Karte3 2017-12

106,00-

26.01.2017 26.01.2017 SEPA-Basislastschrift
EXCELLENT BUSINESS CENTERS GMBH     PRINZENALLEE 7 40549 40549 DUSSELDO

DDRF42303-621R24 2756-2016-913 INV  42303-621R24

59801 Gläubiger-ID: DE79ZZZ00000037153

297,48-

26.01.2017 26.01.2017 SEPA-Basislastschrift
Vodafone GmbH                       Ferdinand-Braun-Platz 1

Kd.Nr. 001906763199 VK 1014663979 R g.Nr. 003467425291 vom 19.01.17 Vod

afone sagt Danke                    131514084862

DE04CCB0001906763199A1014663979E001 Gläubiger-ID: DE26ZZZ00000006194

38,94-

26.01.2017 26.01.2017 SEPA Eingang
Ranksider GmbH ranksider-3209-5379 Rechnungs-Nr. R

E0209

40,16+

27.01.2017 27.01.2017 SEPA-Basislastschrift
steuerberaten.de Steuerberatungsges ellschaft mbH

STEUERBERATEN DE MDT 25334 RE 70012

7wXmND.148523672180771 SMR4807

Gläubiger-ID: DE49ZZZ00000489034

29,54-
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Rechnungsnr.:

Kundennr.:

Kunden-USt-IdNr.:

Datum:

RE0203

10067

DE276981397

21.12.2016

Rechnung

Sehr	geehrter	Herr	Dezelski,

unserer	Vereinbarung	gemäß	erhalten	Sie	hiermit	unsere	Rechnung	über	10%	Provision	für	vermittelte	

Aufträge	im	Dezember	2016.

Pos. Artikel/Leistung Menge Einzel	€ Gesamt	€

1 Vermittlung

Eva	Heinemann	(Pure	Food	Store	GbR)

1 Lead 421,00 421,00

Zwischensumme	(netto) 421,00

Umsatzsteuer	19	% 79,99

Gesamtbetrag 500,99

Zahlbar	innerhalb	von	5	Tagen	nach	Geldeingang	des	Kunden

Bankverbindung:

Webshop	Factory	GmbH

Frankfurter	Sparkasse

Konto:	200477676

BLZ:	50050201

BIC:	HELADEF1822

IBAN:	DE77500502010200477676

Webshop	Factory	GmbH,	Friedrich-Ebert-Anlage	35-37,	60327	Frankfurt

drimendo	GmbH

Hunoldstaler	Weg	2a

61267	Neu-Anspach

Seite	1/1

Webshop	Factory	GmbH
Friedrich-Ebert-Anlage	35-37
60327	Frankfurt
Tel.:	069	5050	47	420
Fax:	069	5050	47	450
info@webshop-factory.com
http://www.webshop-factory.com

USt-IdNr.:	DE278935686
Handelsregister:	HRB	96770
Registergericht:	Frankfurt	am	Main
GF:	Oliver	Feldmann,	Rolf	Scheler

Webshop	Factory	GmbH
Frankfurter	Sparkasse
IBAN:	DE77	5005	0201	0200	4776	76
BIC:	HELADEF1822

ANLAGE SS 4
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Volksbank Mittelhessen eG 

Volksbank Mittelhessen eG - Schiffenberger Weg 110 - 35394 Gießen 

19 39CD B460 27 9003 DAED 
DV 07.20 0,80 Deutsche Post Of 

*633*0015790*K4000* 
Firma 
eWoolution GmbH 
Taunusanlage 8 
60329 Frankfurt am Main 

®Karteninhaberservice/24-Stunden-Sperr-Hotline: 

0721 1209-66001 

Umsatzaufstellung vom 30.05.2020 bis 30.06.2020 

Karteninhaber/in: Andreas Dezelski Drimendo GmbH 

Mastercard 5527 61XX XXXX 5552 

Gießen, 30.06.2020 

Verfügungsrahmen 

5.000 EUR 

Buchungs- 
datum 

Beleg- 
datum Umsatzinformationen Währungsbetrag Kurs Betrag (EUR) 

Saldo Vormonat 1.935,19- 

10 06 29 05 Ausgleich Kreditkartensaldo vom 29.05.20 1.935,19+ 

02 06 31 05 WPMU DEV INCSUBFEE COM USA 8889639528 24,50 USD 1,106594 22,14- 

+ 1,50% Auslandseinsatzentgelt 

Produkt WPMU DEV FULL MONTHLY MEMB 

0,33- 

03 06 02 06 WE-DE-59704 GMBH DEU Frankfurt 327,25- 

04 06 0306 PAYPAL «SEOZIRKEL DEU 35314369001 2.303,84- 

18 06 1606 KODE KLOUD USA 3472153202 20,82 USD 1,120560 18,58- 

+ 1,50% Auslandseinsatzentgelt 0,28- 

19 06 18 06 ZENDESK SELL USA 8559769550 50,00 USD 1,120323 44,63- 

+ 1,50% Auslandseinsatzentgelt 0,67- 

22 06 21 06 MAILBUTLER GMBH DEU BERLIN 7,95- 

2406 20 06 ZENDESK INC IRL DUBLIN 6 125,00- 

2906 2606 CALENDLY USA 8009799850 10,00 USD 1,119821 8,93- 

+ 1,50% Auslandseinsatzentgelt 

Produkt PREMIUM MONTHLY 

0,13- 

Umsatzsumme seit: 07 2019 19.944,78- 

Benötigter Umsatz zur nächsten Reduzierung des iahrespreises 0,00 

Den fälligen Betrag werden wir am 09 07.2020 

dem uns mitgeteilten Girokonto unter der 

Mandatsreferenz DZ0603028547850220160722 

mit GläubigerID DE07ZZZ00000021183 

belasten. 

Seite: 1 von 1 Saldo 2.859,73- 

Diese Aufstellung enthält alle Umsätze, die bis zum Erstellungsdatum eingegangen sind. 
Wir bitten, diese zu prüfen und evtl. Unstimmigkeiten unverzüglich mitzuteilen. 

ANLAGE SS 5

Oliver Feldmann

Oliver Feldmann
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eWoolution GmbH • Taunusanlage 8 • 60329 Frankfurt am Main 

Oliver Feldmann 
Fritz-Boehle-Str. 12 

60598 Frankfurt 

eWoolution GmbH 
Taunusanlage 8 

60329 Frankfurt am Main 
management@ewoolution.de 

ewoolution.de 

Datum: 23.5.2023 

Protokoll 

Sehr geehrte Gesellschafter, 

anbei übersende ich das Protokoll der Gesellschafterversammlung der eWoolution GmbH vom 

26. April 2023. 

Mit freundlichen Grüßen 

eWoolution GmbH 
Taunusanlage 8 
60329 Frankfurt am Main 
Germany 

Internet: ewoolution.de Geschäftsführer: Andreas Dezelski 
Email: support@ewoolution.de Handelsregisternummer: B112460 

Registergericht: Frankfurt am Main 
Umsatzsteuer-Ident: DE112627535 

IBAN: DE11513900000085478508 
BIC: VBMHDE5FXXX 
Bank: Volksbank Mittelhessen 



Protokoll der Gesellschafterversammlung der eWoolution GmbH vom 26. April 2023 

Erschienen sind: 

Herr Rechtsanwalt Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Jens Feldmann, York 

Ricks und Stephan Parrandier unter Vorlage jeweils einer schriftlichen Vollmacht im 

Original 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Herr Rechtsanwalt Dr. Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters 

Michael Dezelski unter Vorlage von zwei unterschiedlichen schriftlichen Vollmachten 

im Original 

Herr Mirko Lehr rügt die Schriftform beider von Herrn Johannes Zimmermann vorgelegter 

Vollmachten Er rügt auch die Echtheit der Vollmachten. Beide Urkunden werden Herrn Mirko 

Lehr im Original übergeben. Er nimmt die Vollmachten zu sich. 

Herr Johannes Zimmermann gibt an, beide Vollmachten vom Gesellschafter Michael Dezelski 

persönlich postalisch erhalten zu haben. Herr Johannes Zimmermann unterstreicht, die 

Unterschriften auf beiden Vollmachten seien erkennbar unterschiedlich Herr Johannes 

Zimmermann zeigt den Anwesenden den Umschlag und das Anschreiben im Original, mit 

welchem die Vollmachten zu ihm gelangt sind. 

Die Erschienenen - handelnd wie angegeben - treten um 10:15 Uhr in die 

Gesellschafterversammlung ein. 

Es stellt sich die Frage nach der Versammlungsleitung. Es besteht Konsens, dass die Satzung 

den ältesten Gesellschafter als Versammlungsleiter vorsieht Herr Johannes Zimmermann gibt 

an, dass er den lebensältesten Gesellschafter vertritt. Herr Johannes Zimmermann fragt, ob 

Konsens über die Versammlungsleitung durch ihn bestehe. Herr Johannes Zimmermann weist 

darauf hin, dass alternativ auch eine Wahl des Versammlungsleiters möglich wäre 

Herr Mirko Lehr antwortet: „Wenn die Vollmacht passt, dann sind Sie Versammlungsleiter" 

Herr Johannes Zimmermann (in dieser Funktion im Folgenden. „Versammlungsleiter“) 

übernahm sodann das Amt des Versammlungsleiters. 



a) Feststellung der Teilnehmer 

Der Versammlungsleiter stellte Folgendes fest: Um 10:20 Uhr am Mittwoch, den 26. April 2023 

erschienen in den Geschäftsräumen der eWoolution GmbH (im Folgenden: „Gesellschaft) die 

nachfolgenden Personen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Jens Feldmann, York Ricks und 

Stephan Parrandier unter Vorlage jeweils einer schriftlichen Vollmacht im Original 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski unter 

Vorlage von zwei unterschiedlichen schriftlichen Vollmachten im Original 

b) Ordnungsgemäße Ladung und Ankündigung von Beschlussgegenständen 

Für den Gesellschafter Michael Dezelski wurde von Herrn Johannes Zimmermann der Verzicht 

auf alle Erfordernisse einer form- und fristgerechten Ladung und Ankündigung von 

Beschlussgegenständen erklärt. 

Der Versammlungsleiter fragte, ob ein Verzicht Form und Frist ebenfalls für die anderen 

anwesenden Gesellschafter erklärt werden soll. 

Herr Mirko Lehr rügte: Die Ladungsfrist sei nicht eingehalten worden. 

Der Gesellschafter Christian Schulze gab an, er habe eine Losblattsammlung erhalten, welche 

auch durchweicht war. 

Der Versammlungsleiter fragte den Gesellschafter Christian Schulze: „Wann ist Ihnen die 

Ladung zugegangen?“ 

Der Gesellschafter Christian Schulze antwortete: „Das Datum des Zugangs habe ich nicht, 

aber es war nicht der 23. März.“ Der Gesellschafter Christian Schulze ergänzte auf Nachfrage 

„Es war auch nicht der 25. März.“ 

Herr Mirko Lehr rügte für den Gesellschafter Feldmann: Der Geschäftsführung sei bekannt 

gewesen, dass sich der Gesellschafter Feldmann im Ausland befindet. Es läge Bösgläubigkeit 

in Bezug auf die Ladung vor. 

Der Versammlungsleiter führte aus, dass es nach seiner Rechtsauffassung nur darauf 

ankommt, dass die Einladung rechtzeitig zur Post gegeben wird. Der Versammlungsleiter 

führte weiter aus, es sei nach der Rechtsprechung von einem Postlauf von zwei Tagen 

auszugehen, um die Frist zu wahren. 



Der Versammlungsleiter führte weiter aus, die Satzung sieht eine Ladung mindestens in 

Textform mit einer Frist von vier Wochen vor. Dem Versammlungsleiter liegen neben den 

Einladungsschreiben auch die Bestätigungen zur Aufgabe der Deutschen Post vor. 

Der Versammlungsleiter erklärte Folgendes: 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Parrandier versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - 

ist diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Ricks versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - ist 

diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Feldmann versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - 

ist diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Bergmann versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - 

ist diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Rohde versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - ist 

diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Scheler versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - ist 

diesem Protokoll beigefügt. 

Die Bestätigung der Deutschen Post über die Aufgabe des Schreibens an den 

Gesellschafter Schulze versandten Einschreibebriefes am 23. März 2023 wurde vorgelegt - ist 

diesem Protokoll beigefügt. 

Für den Gesellschafter Michael Dezelski wurde verzichtet Form und Frist erklärt 

Der Versammlungsleiter stellte fest: 



Die Versammlung wurde form- und fristgerecht einberufen und die Beschlussgegenstände für 

die folgende Tagesordnung ordnungsgemäß angekündigt 

c) Feststellung der Beschlussfähigkeit der Gesellschafterversammlung 

Im Rahmen der Feststellung der Beschlussfähigkeit gab Herr Mirko Lehr an, er rüge, dass 

Herr Michael Dezelski nicht wirksam Gesellschafter geworden ist, Den Gesellschaftern läge 

kein Beschluss über die Anteilsverfügung vor. Es fehle die Anzeige über die Vollziehung Herr 

Mirko Lehr nahm Bezug auf 5.10. der Satzung 

Der Versammlungsleiter erklärte, er habe am Abend des Vortages eine aktuelle 

Gesellschafterliste aus dem Handelsregister eingesehen Die Gesellschafterliste lag in 

elektronischer Form vor und wurde vom Versammlungsleiter zur Verfügung gestellt Der 

Versammlungsleiter erklärte weiter, dass Herr Michael Dezelski dort als Gesellschafter mit 

einem Anteil i.H.v. 55 % resultiert, 

Der Versammlungsleiter gab an, er halte sich an die aktuelle im Handelsregister veröffentlichte 

Gesellschafterliste. Daher sei Beschlussfähigkeit gegeben, auf eine Gesellschafterstellung 

des Herrn Michael Dezelski komme es im Rahmen der Beschlussfähigkeit im Übrigen auch 

nicht an. 

Der Versammlungsleiter stellte Folgendes fest: 

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 150.000,00. An diesem Stammkapital sind 

die Gesellschafter 

Michael Dezelski mit einem Anteil i H.v. 55 % 

Stephan Parrandier mit einem Anteil i.H.v. 1 % 

Bennet York Ricks mit einem Anteil i.H.v. 4 % 

Oliver Jens Feldmann mit einem Anteil i.H.v. 35 % 

Hannes Bergmann mit einem Anteil i.H.v. 1% 

Rolf-Erhard Scheler mit einem Anteil i.H.v. 2% 

Bernd Christian Schulze mit einem Anteil i.H.v. 1 % 

vertreten. 



Der Versammlungsleiter stellte weiter fest: Die Gesellschafterversammlung ist somit 

beschlussfähig. 

d) Bestimmung des Protokollführers 

Der Versammlungsleiter stellte folgenden Beschlussgegenstand zur Abstimmung: 

Herr Johannes Zimmermann, handelnd im Namen und in Vollmacht des Herrn Michael 

Dezelski wird zum Protokollführer bestimmt. 

Hinsichtlich der Person des Protokollführers (Herr Johannes Zimmermann) bestand Konsens, 

alle anwesenden Gesellschafter stimmten mit „Ja". 

Es wurde daher beschlossen: 

Herr Johannes Zimmermann, handelnd im Namen und in Vollmacht des Herrn Michael 

Dezelski, wird zum Protokollführer bestimmt. 

e) Feststellung der Tagesordnung 

Der Versammlungsleiter legte die Tagesordnung wie in TOP 1 bis 9 der Ladung zu dieser 

Gesellschafterversammlung fest. 

Herr Mirko Lehr rügte die Vollständigkeit der Tagesordnung. Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, 

dass die Gesellschafter Feldmann, Parrandier, Schulze und Ricks jeweils für sich genommen 

rügen, dass die Aufnahme von drei weiteren Tagesordnungspunkten nicht erfolgt sei. Die 

Aufnahme sei bei der Geschäftsführung rechtzeitig beantragt worden. 

Der Versammlungsleiter erklärte, dass ihm ein Aufnahmeverlangen von Gesellschafter nicht 

ausreicht, um Tagesordnungspunkte zusätzlich aufzunehmen Dies könne nur durch die 

Geschäftsführung oder allenfalls über den Gesellschafter Feldmann nach Ablehnung oder 

entsprechender Untätigkeit der Geschäftsführung erfolgt sein. Der Versammlungsleiter fragte 

ob eine Selbsteinladung des Gesellschafters Feldmann vorliegt. Dies wurde von Herrn Mirko 

Lehr verneint. 

Der Versammlungsleiter bestätigte daher nochmals seine Festlegung der Tagesordnung wie 

in Punkt 1-9 der Ladung. 

Der Versammlungsleiter rief zur Abhandlung der Tagesordnung auf. 



TOP 1. FofUtollung do* Jahresabschlusses 

Vor dom Aufruf der Beschlussvorlage erklärte Herr Mirko Lehr: 

Die von ihm vertretenen Gesellschafter machten hiermit ihr Auskunftsverlangen nach Paragraf 

21 Abs 1 der Satzung geltend. Er wolle auch eine Betriebsbesichtigung durchführen und 

verlangte die Einsicht In die Bücher der Gesellschaft (Bücher und Schriften). 

Der Gesellschafter Christian Schulze schloss sich dem Auskunftsverlangen an. 

Das Auskunftsverlangen wurde gegen den Versammlungsleiter gerichtet. Der 

Versammlungsleiter erklärte, er könne hierzu nichts sagen. 

Herr Mirko Lehr stellte nochmals das Auskunftsverlangen nach Paragraf 21 Abs. 1 der 

Satzung 

Der Versammlungsleiter rief zur Abstimmung des Tagesordnungspunktes 1 auf. 

Herr Mirko Lehr erhob daraufhin die Rüge, dass das Informationsrecht und das Kontrollrecht 

nach Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung verletzt wird. Es sei deshalb keine Abstimmung möglich 

Der Versammlungsleiter rief abermals zur Abstimmung des Tagesordnungspunktes 1 auf 

Herr Mirko Lehr verlangte die Inaugenscheinnahme des regelmäßigen Arbeitsplatzes des 

Geschäftsführers. Der Gesellschafter Christian Schulze schloss sich diesem Verlangen an. 

Der Versammlungsleiter rief abermals zur Abstimmung des Tagesordnungspunktes 1 auf. 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Der von der steueragenten.de Hannover Steuerberatungsgesellschaft mbH erstellte 

Jahresabschluss 2021 wird festgestellt, 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 



Herr Mirko Lehr stellte für den Gesellschafter Christian Schulze und sich klar, dass die 

Abstimmung mit Herrn „Nein" unter Verweis auf eine Verletzung der Informationsrechte und 

Kontrollrechte erfolgte. 

Herr Mirko Lehr rügte die Stimmabgabe von Herrn Johannes Zimmermann für Herrn Michael 

Dezelski. Herr Mirko Lehr rügte insbesondere die fehlende Gesellschafterstellung der Höhe 

nach Herr Mirko Lehr gab an, er verweise auf unwirksame Vollmachten des Herrn Johannes 

Zimmenmann. 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass mehrheitlich folgender Beschluss gefasst wurde: 

Der von der steueragenten de Hannover Steuerberatungsgesellschaft mbH erstellte 

Jahresabschluss 2021 wird festgestellt. 

TOP 2. Entlastung des Geschäftsführers 

Nach dem Aufruf zur Abstimmung zu Tagesordnungspunkt zwei rügte Herr Mirko Lehr, das 

Auskunftsrecht und Kontrollrechte nach Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung verletzt sind. 

Herr Mirko Lehr machte ein Einsichtnahmeverlangen geltend hinsichtlich des Arbeitsplatzes 

des Geschäftsführers. 

Herr Mirko Lehr rügte die Nichterfüllung von Informationspflichten durch den Geschäftsführer 

Herr Mirko Lehr nahm in diesem Zusammenhang Bezug auf eine Fragenliste, die in 

elektronischer Form vorlag. Die Fragenliste wurde vollständig vorgelesen 

Zwischen allen anwesenden Gesellschaftern bestand zur Vereinfachung der Abwicklung 

folgender Konsens 

Die Fragenliste wird per E-Mail von Herrn Mirko Lehr an Herrn Johannes Zimmermann 

gesandt Dieser bestätigt den Eingang wiederum per E-Mail Herr Johannes Zimmenmann 

sichert zu, dass die Fragenliste als Anlage 1 zu Protokoll genommen wird 



Herr Mirko Lehr gab an, die Nichterfüllung von Informationspflichten wird durch jeden von ihm 

vertretenen Gesellschafter einzeln gerügt. 

Der Gesellschafter Christian Schulze schloss sich der Rüge an. 

Herr Mirko Lehr spezifizierte Frage Nummer 2 der Liste: Hier sei die Jahreszahl 2023 zweimal 

angegeben. In einem Fall sei jedoch das Jahr 2022 gemeint. 

Herr Mirko lehrspezifizierte zu Frage drei der Liste: Er mache die Auskunftsrechte und 

Kontrollrechte geltend, welche sich aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung ergeben. 

Herr Mirko Lehr spezifizierte zu Frage vier: Diese Frage richtet sich an die Geschäftsführung, 

aber auch an den Gesellschafter Michael Dezelski. 

Herr Johannes Zimmermann erklärte, dass er keine Aussage zu der Frage trifft. 

Herr Mirko Lehr spezifizierte zu Frage 19 Fragenliste: Es sei folgende Frage an Herrn Michael 

Dezelski gerichtet: „Sind Ihnen Kunden bekannt, die von der Gesellschaft auf eine andere 

Gesellschaft übertragen wurden? Oder sind Ihnen Kunden bekannt, die gewechselt haben?“ 

Herr Johannes Zimmermann erklärte: Dazu treffe ich keine Aussage. 

Herr Mirko Lehr spezifizierte die Frage Nummer 20 der Fragenliste: Diese Frage sei auch an 

Herrn Michael Dezelski gerichtet. 

Herr Johannes Zimmermann erklärte: Dazu treffe ich keine Aussage. 

Herr Mirko Lehr spezifizierte die Frage 21 sowie die Frage 22 der Fragenliste: Diese Fragen 

seien auch an Herrn Michael Dezelski gerichtet. 

Herr Johannes Zimmermann erklärte: Dazu treffe ich keine Aussage. 

Herr Mirko Lehr erklärte: In Bezug auf die 27 Fragen wird von dem Einsichtsrechten und 

Kontrollrechten in die Bücher und Schriften der Gesellschaft Gebrauch gemacht. 

Herr Mirko Lehr verlangte die Durchführung einer Betriebsbesichtigung. 



Der Gesellschafter Christian Schulze erklärte: „Wie viele Kunden gab es generell in den Jahren 

2021,2 1022 2023? Welche Einnahmen ergeben sich, bezogen auf das jeweilige Jahr?“ 

Der Versammlungsleiter ermahnte zur Rückkehr zur Tagesordnung. 

Herr Mirko Lehr erklärte: Die Rechte werden gegenüber der Geschäftsführung geltend 

gemacht, weiterhin werden sie auch gegenüber der Versammlung nach Paragraf 8 der 

Satzung geltend gemacht. 

Herr Mirko Lehr forderte zur Betriebsbegehung auf. 

Der Versammlungsleiter ermahnte wiederholt, zur Tagesordnung zurückzukommen 

Um 11:30 Uhr verließ Herr Mirko Lehr den Raum für etwa 5 Sekunden Er kehrte sodann 

wieder in den Raum zurück, in welchem die Gesellschafterversammlung stattfand. 

Herr Mirko Lehr erklärte sodann: Innerhalb der Gesellschafterversammlung liegen Bücher und 

Schriften nicht vor. Eine Betriebsbesichtigung habe zu keinem Ergebnis geführt. 

Der Versammlungsleiter mahnte erneut zur Rückkehr zur Tagesordnung und zur Abstimmung. 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Dem Geschäftsführer wird Entlastung erteilt. 

Es stimmte dafür: 

Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Herr Mirko Lehr rügte die Gesellschafterstellung des Herrn Michael Dezelski. Herr Mirko Lehr 

rügte die Verletzung der Kontrollrechte und der Informationsrechte nach Paragraf 21 Abs. 1 

der Satzung 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass mehrheitlich folgender Beschluss gefasst wurde 



Dem Geschäftsführer wird Entlastung erteilt. 

TOP 3. Verwendung des Jahresergebnisses zum 31.12.2020 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen 

Der Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 6.205,12 wird mit dem Verlustvortrag des Vorjahres 

verrechnet und auf das Folgejahr vorgetragen. Zum 31.12.2021 ergibt sich ein Bilanzverlust in 

Höhe von EUR 222.605,84. 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Herr Mirko Lehr gab an, es werden die Fragen gemäß Anlage 1 zum Protokoll gestellt Diese 

Fragen seien an Geschäftsführung und an den Gesellschafter Michael Dezelski genchtet 

Herr Johannes Zimmermann erklärte, er treffe hierzu keine Aussage. 

Herr Mirko Lehr nahm Bezug auf die Kontrollrechte gemäß Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung 

Er rügte die Verletzung der Rechte aus Paragraf 21 Abs 1 der Satzung. 

Herr Mirko Lehr rügte die Nichtbeantwortung der Fragen gemäß Anlage 1 zum Protokoll 

Herr Mirko Lehr stellte an den Gesellschafter Michael Dezelski folgende Frage: .Haben Sie im 

Geschäftsjahr 2021 Leistungen der Gesellschaft bezogen?" 

Herr Johannes Zimmermann erklärte, hierzu keine Aussage zu treffen. 

Der Versammlungsleiter rief erneut zur Abstimmung auf. 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 



Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass mehrheitlich folgender Beschluss gefasst wurde 

Der Jahresfehlbetrag in Höhe von EUR 6.205,12 wird mit dem Verlustvortrag des Vorjahres 

verrechnet und auf das Folgejahr vorgetragen. Zum 31.12.2021 ergibt sich ein Bilanzverlust in 

Höhe von EUR 222 605,84. 

TOP 4. Änderung des Geschäftsgegenstandes 

Der Versammlungsleiter rief zur Abstimmung über Tagesordnungspunkt 4 auf. 

Herr Mirko Lehr rügte die Nichtbeantwortung der Fragen in Anlage 1 zum Protokoll. Herr Mirko 

Lehr rügte die Nichtbeachtung der Informationsrechte und Kontrollrechte des Paragrafen 21 

Abs. 1 der Satzung. 

Herr Mirko Lehr erklärte, gleichwohl mit „Nein“ zu stimmen. 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Es wird die Änderung des Geschäftsgegenstands zu folgendem Inhalt beantragt: 

Vermögensverwaltende Gesellschaft 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass kein Beschluss zustande gekommen ist. 

TOP 5. Umbenennung der Gesellschaft 

Der Versammlungsleiter rief zur Abstimmung zu Tagesordnungspunkt fünf auf 



Herr Mirko Lehr stellte die Frage in die Runde, ob eine Umbenennung der Gesellschaft Sinn 

mache. 

Der Versammlungsleiter machte das Angebot zur Streichung des Tagesordnungspunktes 5 

Der Tagesordnungspunkt könne schlicht nicht behandelt werden. 

Herr Mirko Lehr machte die Rechte aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung geltend. Er rügte deren 

Nichtbeachtung. 

Herr Mirko Lehr erklärte, er werfe die Fragen gemäß Anlage 1 zum Protokoll auf. Herr Mirko 

Lehr erhob die Rüge der Nichtbeantwortung. Herr Mirko Lehr erklärte, auf den 

Tagesordnungspunkt nicht verzichten zu wollen. 

Zur Abstimmung wurde dennoch folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Änderungen des Unternehmensnamen in .Generic Ventures Now GmbH". 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass kein Beschluss zustande gekommen ist. 

TOP 6. Auslagerung der Leistungserbringung auf externe Dienstleister 

Der Versammlungsleiter rief zur Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 6 auf. 

Beschlussantrag 6.1: 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Zwecks Aufgabe des Geschäftsbetriebs betreffend das Portal ewoolution.de durch die 

Gesellschaft wird die Geschäftsführung beauftragt, nach pflichtgemäßem Ermessen mit einem 



externen Dienstleister über die vollständige Veräußerung dieses Geschäftsbetriebs zu 

verhandeln und die zur Übertragung erforderlichen Verträge zu schließen. Bei dem externen 

Dienstleister darf es sich auch um die Hazel & Nutz GmbH (HRB 125035, Ffm) handeln. Der 

Geschäftsführer wird in letzterem Fall ausdrücklich von einem etwaigen Wettbewerbsverbot 

befreit. 

Herr Mirko Lehr stellte fest, dass die Geschäftsführung und die Gesellschaft Hazel & Nutz 

GmbH identisch sind. Herr Mirko Lehr stellte den Antrag, den Gesellschafter Michael Dezelski 

wegen in der Verwandtschaft zu Andreas Dezelski von der Abstimmung auszuschließen. 

Der Versammlungsleiter wies darauf hin, dass ein Stimmverbot für den Gesellschafter Michael 

Dezelski nicht ersichtlich ist. 

Herr Johannes Zimmermann stimmte für den Gesellschafter Michael Dezelski mit „ja“. 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge der Stimmabgabe wegen verwandtschaftlicher Nähe und der 

fehlenden Gesellschafterstellung in dieser Höhe des Herrn Michael Dezelski. 

Herr Mirko Lehr forderte die Beantwortung der Fragen gemäß Anlage 1 zum Protokoll und 

erhob die Rüge der Nichtbeantwortung der Fragen. 

Herr Mirko Lehr machte von den Rechten des Paragrafen 21 Abs. 1 der Satzung gebrauch. Er 

erhob die Rüge der Nichterfüllung dieser Rechte. 

Der Versammlungsleiter rief zur Abstimmung auf. 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass folgender Beschluss gefasst wurde. 

Zwecks Aufgabe des Geschäftsbetriebs betreffend das Portal ewoolution.de durch die 

Gesellschaft wird die Geschäftsführung beauftragt, nach pflichtgemäßem Ermessen mit einem 

externen Dienstleister über die vollständige Veräußerung dieses Geschäftsbetriebs zu 

verhandeln und die zur Übertragung erforderlichen Verträge zu schließen. Bei dem externen 

Dienstleister darf es sich auch um die Hazel & Nutz GmbH (HRB 125035, Ffm) handeln. Der 



Geschäftsführer wird in letzterem Fall ausdrücklich von einem etwaigen Wettbewerbsverbot 

befreit. 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge, der Beschluss hätte nicht festgestellt werden. Die 

erforderliche Mehrheit sei nicht erreicht worden. 

Beschlussantrag 6.2: 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Der Betrieb, die Organisation und (Kunden)Verwaltung des Portals ewoolution.de sollen 

zukünftig auch dann durch einen externen Dienstleister erfolgen, wenn der diesbezügliche 

Geschäftsbetrieb nicht veräußert werden sollte. 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Herr Mirko Lehr forderte die Einsichtsrechte und Kontrollrechte nach Paragraf 21 Abs. 1 der 

Satzung ein. Er erhob die Rüge, dass diese verletzt wurden. 

Herr Mirko Lehr stellte die Fragen aus Anlage 1 zu Protokoll. Er hob die Rüge, dass diese nicht 

beantwortet sind. 

Herr Mirko Lehr stellte den Antrag, den Gesellschafter Michael Dezelski von der Abstimmung 

auszuschließen, da ein enges Verwandtschaftsverhältnis zu Andreas Dezelski bestehe 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge, dass die Gesellschafterstellung des Gesellschafters Michael 

Dezelski nicht in der Höhe besteht. 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Gesellschafter Christian Schulze führte aus: Es gibt keinen Betrag zu den Beschlüssen. 

Es steht nicht, wie das Ganze vollzogen werden soll. Es wird eine Art Blankovollmacht 

abverlangt, sodass zu jedem beliebigen Preis veräußert werden könnte, zum Beispiel für einen 

Euro. 



Der Gesellschafter Christian Schutze erhob die Rüge der qualifizierten Mehrheit, diese muss 

es geben 

Der Versammlungslerter stellte fest dass folgender Beschluss gefasst wurde 

Der Betrieb, die Organisation und (Kunden)Verwaftung des Portals ewoolution.de sollen 

zukünftig auch dann durch einen externen Dienstleister erfolgen, wenn der diesbezügliche 

Geschäftsbetrieb nicht veräußert werden sollte 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge, dass mangels qualifizierter Mehrheit kein Beschluss zustande 

gekommen ist. 

Beschlussantrag 6.3: 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen. 

Der Betrieb, die Organisation und (Kunden)Verwaltung des Portals ewoolution.de dürfen 

zukünftig durch die Gesellschaft Hazel & Nutz GmbH (HRB 125035, Ffm) erfolgen, wenn der 

diesbezügliche Geschäftsbetrieb nicht veräußert werden sollte. Der Geschäftsführer wird 

ausdrücklich von einem etwaigen Wettbewerbsverbot befreit. 

Herr Mir1<o Lehr machte die Rechte aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung geltend Er erhob die 

Rüge, dass diese Rechte verletzt sind. 

Herr Mirko Lehr stellte die Fragen nach Anlage 1 zum Protokoll. Er erhob die Rüge, dass diese 

nicht beantwortet wurden. 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge, dass die Gesellschafterstellung des Gesellschafters Michael 

Dezelski nicht in der Höhe besteht. 

Herr Mirko Lehr stellte den Antrag, den Gesellschafter Michael Dezelski wegen 

verwandtschaftlicher Nähe zu Andreas Dezelski von der Abstimmung auszuschließen 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, dass eine qualifizierte Mehrheit erforderlich ist. 



Der Gesellschafter Christian Schulze führte aus: Es gibt keinen Betrag zu den Beschlüssen 

Es steht nicht, wie das Ganze vollzogen werden soll. 

Es wird wieder eine Art Blankovollmacht abverlangt, sodass zu jedem beliebigen Preis 

veräußert werden könnte, zum Beispiel für einen Euro. 

Es stimmte dafür: 

Herr Johannes Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass mehrheitlich folgender Beschluss gefasst wurde: 

Der Betrieb, die Organisation und (Kunden)Verwaltung des Portals ewoolution.de dürfen 

zukünftig durch die Gesellschaft Hazel & Nutz GmbH (HRB 125035, Ffm) erfolgen, wenn der 

diesbezügliche Geschäftsbetrieb nicht veräußert werden sollte. Der Geschäftsführer wird 

ausdrücklich von einem etwaigen Wettbewerbsverbot befreit. 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge gegen die Beschlussfassung aus den vor der 

Beschlussfassung von ihm genannten Gründen. 

Beschlussantrag 6.4: 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Der Geschäftsführer erhält als Gehalt den Betrag, den ein geringfügig Beschäftigter zum 

jeweiligen monatlichen Fälligkeitszeitpunkt maximal erhalten darf. Der Anspruch auf einen 

Dienstwagen entfällt. Vorstehende Anpassungen des Geschäftsführeranstellungsvertrags sind 

aufschiebend und auflösend befristet auf den Zeitraum, während dessen der Betrieb des 

Portals ewoolution.de aufgrund vertraglicher Abreden einem Dritten obliegt. Die Gesellschafter 

stimmen dem vorstehenden Vertragsangebot des Geschäftsführers zu. 

Herr Mirko Lehr machte die Rechte aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung geltend. 



Herr Mirko Lehr verlangte insbesondere Einsicht in die bishengen Tätigkeiten der 

Geschäftsführung. 

Herr Mirko Lehr verlangte Einsicht in einen aktuellen Geschäftsführervertrag, dieser solle in 

Augenschein genommen werden 

Herr Mirko Lehr verlangte in Bezug auf den Dienstwagen, dass hier sämtliche Dokumente 

bezüglich des Dienstwagens in Augenschein genommen werden 

Herr Mirko Lehr verlangte Einsicht in die Gehaltsabrechnung der Geschäftsführung. 

Er erhob die Rüge, dass die Rechte aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung verletzt sind. 

Herr Mirko Lehr stellte die Fragen nach Anlage 1 zum Protokoll Er erhob die Rüge, dass diese 

nicht beantwortet wurden 

Herr Mirko Lehr stellte die Frage an den Geschäftsführer „Wenn dieser Beschlusspunkt positiv 

beschieden wird, enthält Andreas Dezeski Leistungen aus der Hasel & Nutz GmbH sowie aus 

der eWbolution GmbH?" 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, dass sich der Gesellschafter Michael Dezelski in einem 

Interessenkonflikt befinde, weil nahe Verwandtschaft zu Andreas Dezelski bestehe 

Sämtliche anwesenden Gesellschafter vereinbarten einvemehmlich um 12:16 Uhr eine Pause 

Wiedereintritt in die Gesellschafterversammlung erfolgte um 12:18 Uhr 

Herr Mirko Lehr beantragte, den Gesellschafter Michael Dezelski von der Abstimmung 

auszuschließen, weil ein Interessenkonflikt aufgrund der nahen Verwandtschaftsverhältnisse 

bestehe. 

Herr Mirki Lehr rügte die Gesellschafterstellung des Gesellschafters Michael Dezelski in der 

von ihm beanspruchten Höhe. 

Der Versammlungsleiter rief erneut zur Abstimmung auf 



Dar QftftAlftchftffor Christian Behüte* erklärt der Geschäftsführer erhalte tAii/ayvna«*) ***** 

bezifferte Leistungen Is word« eine Art Blankovollmacht für die VerfMier ung de» 

CJesohaftsbetrinbes odor dessen Auslagerung gegeben Es erschließt »ich rwcht, wtt*A*sir\ d*e 

Ofttellschtft davon profrtiert 

Herr Mirko Lehr äußerte Bedenken bezüglich eine» nicht armen Vorteil» für die Geteftechaft 

durch die Beschlussfassung 

Der Versammlungsleiter net erneut zur Ab»timmung auf 

E» »timmte dafür 

Zimmermann in Vertretung de» Oe»ell»chafter» Michael Dezelslo 

E* »timmton dagegen 

Herr Mirko Lehr ln Vertretung der Ge»ell»chafter Feldmann, Parrandier und Rick» 

Der Gesellftchafter Christian Schulze 

Der Ver»ammlung*leiter »teilte fett, da»» mehrheitlich folgender Betchluss gefasst wurde 

Der Geschäftsführer erhält als Gehalt den Betrag, den ein geringfügig Beschäftigter zum 

Jeweiligen monatlichen Fälligkeitszeitpunkt maximal erhalten darf. Der Anspruch auf einen 

Dienstwagen entfallt Vorstehende Anpassungen des Geschaftsführeranstellungsvertrags sind 

aufschiebend und auflösend befristet auf den Zeitraum, während dessen der Betrieb des 

Portals owoolutlon de aufgrund vertraglicher Abreden einem Dritten obliegt Die Gesellschafter 

stimmen dem vorstehenden Vertragsangebot des Geschäftsführers zu 

Horr Mirko Lohr orhob die Rüge gegen die Beschlussfassung aus den vor Beschlussfassung 

genannten Gründen. 

Der Gesellschafter Christian Schulze erhob die Rüge gegen die Beschlussfassung aus den 

vor Beschlussfassung genannten Gründen 

Der Gesellschafter Christian Schulze erklärte, der gesamte Tagesordnungspunkt 0 bzw 

dessen Inhalto solon nachteilig für die Gesellschaft. Der Tagesordnungspunkt 6 inklusive aller 

Unterpunkte hätte einer qualifizierten Mehrheit bedurft Der Vorteil für die Gesellschaft sei nicht 

zu erklären 



TOP 7. Nachschuss 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Aufgrund der geringen Cash-Kapitaldecke wird ein Gesellschafter-Nachschuss, sich ergebend 

aus der satzungsmäßigen Option, in Höhe von jeweils 25% des jeweiligen anteiligen 

Stammkapitals der Gesellschafter beantragt. 

Herr Mirko Lehr machte die Rechte aus Paragraf 21 Abs. 1 der Satzung geltend. Er erhob die 

Rüge, dass diese Rechte nicht erfüllt wurden. 

Er stellte die Fragen aus Anlage 1 zu Protokoll und erhob die Rüge, dass diese nicht 

beantwortet wurden. 

Herr Mirko Lehr bittet um ausführliche Beantwortung der Fragen, da diese für die Lage der 

Gesellschaft und für eine Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 7 von besonderer Bedeutung 

seien. 

Der Gesellschafter Christian Schulze erklärte, es ist die Lage im Jahr 2023 nicht ersichtlich 

Wie könne die Lage der Gesellschaft im Jahr 2021 daher für eine Nachschusspflicht 

herangezogen werden? Er wies auf den erheblichen Zeitraum zwischen 2021 und 2022 hin. 

Wie soll ein Nachschuss jetzt noch helfen? Der Gesellschafter Christian Schulze stellte 

insbesondere die Frage, warum die Gesellschafter erst im Jahr 2023 hiervon erfahren. 

Herr Mirko Lehr schließt sich den Fragen des Gesellschafters Christian Schulze an 

Der Gesellschafter Christian Schulze gab den Hinweis, dass im Jahr 2021 keine 

Gesellschafterversammlung stattfand. 

Der Gesellschafter Christian Schulze erklärte, die Geschäftsführung habe ihre 

Informationspflichten verletzt. Er erhob die Rüge, dass die Geschäftsführung ihre 

Geschäftsführerpflichten dadurch verletzt habe, dass sie im Jahr 2022 nicht zu einer 

Gesellschafterversammlung geladen hat. 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, dass eine Nachschusspflicht nicht dazu dienen darf, bereits 

entstandene Forderungen gegen die Gesellschaft zu decken, wenn eine negative 

Fortführungsprognose vorliegt. 



Herr Mirko Lehr stellte die Fragen gemäß Anlage 1 zu Protokoll Herr Mirko Lehr wie« darauf 

hin, da** die*« eine hohe Relevanz bezüglich der aktuellen LiquidrtaUausstellung der 

Gesellschaft haben Oie* gelle auch mit Blick auf eine Liquidation, als auch den \Zerkau1 des 

Geschäft* und den geforderten Nachschuss 

Der Gesellschafter Christian Schulze erklärte, er schließe sich der vorgenannten Rüge des 

Herrn Mirko Lehr an In den Jahren 2021 und 2022 wurden keine Informationen seitens der 

Geschäftsführung an die Gesellschafter gegeben 

Herr Mirko Lehr erhob die Rüge der Nichtbeantwortung der Fragen gemäß Anlage 1 zu 

Protokoll 

Herr Mirko Lohr konkretisierte 

Es soll eine Einsichtnahme In die Bücher der Gesellschaft durchgeführt werden 

Herr Mirko Lehr erklärte, eine Einsichtnahme in die Bücher der Gesellschaft in der 

Gesollschaftervorsommlung sei nicht möglich Erhob die Rüge der Verletzung der Rechte aus 

Paragraf 21 Abs 1 der Satzung, 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis auf eine fehlende Gesellschafterstellung des Gesellschafters 

Michael Dezelskl In der Höhe, In welcher er abzustimmen gedenkt 

Herr Mirko Lehr forderte den Ausschluss des Gesellschafters Michael Dezelski von der 

Abstimmung, da er als Mehrheitsgesellschafter größtmöglicher Profiteur des 

Tagesordnungspunktes 7 sei 

Es stimmte dafür: 

Zlmmormann In Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelskl 

Es stimmten dagegen. 

Herr Mirko Lehr In Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks 

Dor Gesellschafter Christian Schulzo 

Der Versammlungsleiter stellto fest, dass mehrheitlich folgender Beschluss gefasst wurde 



A_ägnnC "X? gemger Casr^-Kapcaöecke wrd e*n GeseEschaftef-Nschschuss s>ch ergebend 

3js oer sscz-rgs-aLoen Option n Höhe von jeweils 25% des jeweii*gen anteiligen 

Starr-ifcaotafe dar GeseSschafsr beantrag" 

Herr Mrko Lehr rügte de Beschkjssfestste*i*»g aus den vor Beschlussfassung genannten 

Gründen 

Der Gesefcschafter Christian Schutze schloss sich der vorgenannten Rüge an 

TOP 8. Verlegung des Fiimensrtzes 

De" SstzarvgssJiz der Gesellschaft ist Frankfurt am Main, Taunusanlage 8 bei WeWork ln der 

Vergangenheit sonnte Post dorttvn ncht immer zuverlässig zugestellt werden 

Mit dem TechQuartier m Ffm kann eme ladungsfähige Adresse für 10 EUR (netto) mtl bezogen 

werden was e-ne erhebfcche Kostenreduzierung zu den Tarifen bei WeWork darstellt, ohne 

OualftatseinbuSen verzeichnen zu müssen Es waren in der Vergangenheit Fragen 

aufgekommen, wie Geschäftsgeheimnisse geschützt werden und Einblicke in Unterlagen der 

Gesellschaft durch Wettbewerber vorgebeugt wird 

Es ist allgemein darauf hmgewiesen. dass die meisten Unterlagen ortsunabhangig in Ckxid- 

Diensten digitalisiert smd und es daher völlig unerheblich ist, wo sich de ladungsfahige 

Anschrift befindet Sollte dies dennoch in einen zweifelhaften Kontext gebracht werden, wird 

darauf hingewiesen, dass sich in den Räumlichkeiten der Taunusanlage 8 die Gesellschaft 

Webshop Factory GmbH befindet und deren Angebote nachweislich und in erheblichem 

Ausmaß von Geschäfts-Know-How der eWoolution GmbH profitierten Unter Anwendung 

gleicher Maßstäbe muss die Taunusanlage ebenfalls als nicht sicherer Firmensitz gewertet 

werden 

Herr Mirko Lehr und der Gesellschafter Chnstian Schulze gaben zu bedenken, die 

Ausführungen seien fehlerhaft. Die Web factory GmbH lieferte Know-how und Kunden an die 

Gesellschaft. 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, dass zur Abstimmung eine qualifizierte Mehrheit erforderlich 

ist. 

Der Gesellschafter Christian Schulze gab den Hinweis auf die Nähe zum Wettbewerber Hasel 

& Nutz GmbH im TechQuartier in Ffm. 



Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Verlegung des Firmensitzes TechQuartier in Ffm. 

Es stimmte dafür: 

Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 

Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass kein Beschuss zustande gekommen ist. 

TOP 9. Liquidation der Gesellschaft 

Zur Abstimmung wurde folgende Beschlussvorlage verlesen: 

Es wird die Liquidation der Gesellschaft beantragt 

Herr Mirko Lehr machte Informationsrecht und Kontrollrechte gemäß Paragraf 21 Abs. 1 der 

Satzung geltend. Er erhob die Rüge, dass diese Rechte verletzt sind. 

Der Gesellschafter Christian Schulze mahnte an, dass die Bücher der Gesellschaft nicht 

vorliegen. 

Herr Mirko Lehr schloss sich der vorgenannten Rüge des Gesellschafters Christian Schulze 

an. 

Herr Mirko Lehr stellt die Fragen gemäß Anlage 1 zu Protokoll. Er erhob die Rüge der 

Nichtbeantwortung dieser Fragen. 

Herr Mirko Lehr gab den Hinweis, dass eine qualifizierte Mehrheit erforderlich ist. 

Es stimmte dafür: 

Zimmermann in Vertretung des Gesellschafters Michael Dezelski 



Es stimmten dagegen: 

Herr Mirko Lehr in Vertretung der Gesellschafter Feldmann, Parrandier und Ricks. 

Der Gesellschafter Christian Schulze 

Der Versammlungsleiter stellte fest, dass kein Beschluss zustande gekommen ist. 

Weitere Beschlüsse wurden nicht gefasst 

Die Gesellschafterversammlung wurde daher um 13:09 Uhr geschlossen 
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